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Begründung zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Be bauungsplans 
„Stehle-Köberle Biogas GbR“ nach § 12 BauGB 
 
Lage im Bereich Hasengärtle, Christelhof in 72488 S igmaringen-Laiz 
 
(Planzeichnung vom 05.02.2015, 29.05.2015, 22.04.20 16, 23.02.2018  
Maßstab 1:500, Plan-Nr. 06-181) 
 
 
1. Lage und räumlicher Geltungsbereich 
 

Der heutige Aussiedlerhof wird von der Stehle-Köberle Biogas GbR betrieben. Die bau-
rechtliche Genehmigung liegt seit 2001 vor. Seit 2004 besteht hier eine nach 
§ 4 BImSchG (Bundes-Immissionsschutzgesetz) immissionsschutzrechtlich genehmigte 
Biogasanlage.  
 
Die Biogasanlage liegt südwestlich der Kreisstadt Sigmaringen bzw. südöstlich des Sig-
maringer Teilortes Laiz. Das umgebende Gebiet der Anlage ist von intensiver Landwirt-
schaft geprägt. Die Biogasanlage steht in räumlich funktionalem Zusammenhang mit 
dem vorhandenen Aussiedlerhof „Christelhof“ und den umgebenden landwirtschaftlichen 
Flächen.  
 
Das landwirtschaftlich geprägte Gebiet wird im Süden durch forstwirtschaftliche Flächen 
(Forst Sigmaringen) und im Osten durch die teilweise vierspurig ausgebaute L 456 be-
grenzt, die in einem Abstand von ca. 460m vom Anlagenstandort verläuft. Im Norden be-
grenzen das zu betrachtete Gebiet die B 313 sowie die südliche Ortsrandlage des Teilor-
tes Laiz (Bereich Ziegelgasse). Im Westen wird das Gebiet durch ein großflächiges 
Kieswerk (Sandwerk Inzigkofen), diverse Gewerbeflächen inklusive eines Solarparks, der 
K 8267 sowie durch einen Golfplatz begrenzt. 
 
Die Abgrenzung des landwirtschaftlich geprägten Gebietes und der Standort der Biogas-
anlage sind der nachfolgenden Abbildung zu entnehmen. 



Vaßen, GEU – Gesellschaft für Energie 
und Umwelt mbH 
23.02.2018 | Kohler, Gold, Schwarz 

Reik Ingenieurgesellschaft mbH 
Infrastruktur und Umwelt 
23.02.2018 | Schn 

Kreisstadt Sigmaringen  
Stadtplanungsamt 

Begründung 

 

Seite 4 von 39 

 
 

Abbildung: Abgrenzung Standort innerhalb des umgebenden landwirtschaftlichen Gebiets, ohne 
Maßstab (aus: Erläuterungsbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplanverfahren, GEU – 
Ges. für Energie und Umwelt mbH) 

 
 
Die nächstgelegene Wohnbebauung befindet sich ca. 230 m südwestlich der landwirt-
schaftlichen Biogasanlage. Es handelt sich dabei um das Wohnhaus auf einem Aussied-
lerhof (Lindenhof 1), der jedoch keine Tierhaltung mehr betreibt. Der Abstand zur 
nächstgelegenen Wohnbebauung im Sigmaringer Teilort Laiz (Bereich Ziegelgasse) be-
trägt rund 350 m.  
 
Es herrschen zahlreiche flurbereinigte Ackerflächen, Aussiedlerhöfe und gut ausgebaute 
Feld- und Verbindungswege vor. Das Gelände steigt von Norden nach Süden und von 
Westen nach Osten an. Um eine relativ ebene Baufläche für die Erweiterung (SO1) zu 
erhalten soll das Gelände aufgeschüttet werden. Die geplante Profilierung ist den Schnit-
ten aus dem Vorhabenplan (Anlage 4)  zu entnehmen. Im südöstlichen Teil (SO2) liegt 
die bestehende Biogasanlage, hier steigt das Gelände von West nach Ost stark an. Zwi-
schen der Maschinenhalle, Nachgärern, Fermentern und dem deutlich höher liegenden 
Fahrsilo liegen insgesamt 11m Höhendifferenz. Im südwestlichen Teil (SO3) liegt der 
Christelhof mit Wohnnutzung durch die Fam. Stehle (Betriebsleiter). 
 
Die Fläche des Geltungsbereichs des VBPlanes umfasst ca. 3,44 ha, Flurstück Nr. 568, 
569, 570, Teilflächen der Flurstücke 564/3, 566, 567, 571, 575 und 646. Die genaue Ab-
grenzung des Geltungsbereichs ist im Bebauungsplan 06-181 zeichnerisch festgelegt. 
Innerhalb des Geltungsbereichs liegt auch der Stichleweg (Flst. Nr. 584) mit geplanten 
Ausweichbuchten. Der Stichleweg ist die künftige Haupterschließung die zum nordwest-
lich der Anlage in ca. 600 m Entfernung liegenden Begleitweg der B 313 führt. Über die B 
313 ist die östlich des Aussiedlerhofs gelegene L 456 auf kurzem Weg zu erreichen. Der 
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Stichleweg ist ein bestehender landwirtschaftlicher Weg der im Zuge des Vorhabens er-
tüchtigt (Breite ca. 5m incl. Bankett) und durch Ausweichbuchten verbreitert werden 
muss. 
 
Heute bestehen ein landwirtschaftliches Gebäude (Maschinenhalle), ein Fahrsilo, eine 
Vorgube, 2 Fertiggaragen (aneinandergebaut), zwei Silagesaft- und Oberflächenwasser-
speicher, 3 Fermenter, 2 Nachgärer, Tafo, BHKWs und entsprechende Zufahrts-
/Hofflächen (SO2). 
 
Um für den gesamten Anlagenstandort eine immissionsschutzrechtlich einheitliche Be-
trachtungsweise zu erzielen sowie zur Sicherstellung der Möglichkeit einer oder mehrerer 
Betriebsleiterwohnungen am Christelhof, auch und vor allem im Hinblick auf eine zukünf-
tige verträgliche Entwicklung der Anlage am Standort, ergab sich die Erforderlichkeit, den 
Geltungsbereich des VBPlans nach der 1. öffentlichen Auslegung zu erweitern und er-
neut öffentlich auszulegen. Die erforderliche Erweiterung bezieht sich auf den Bereich 
des heutigen Christelhofs mit Wohnnutzung (SO3).  
 
Die Erweiterungsfläche der Biogasanlage (SO1) liegt unmittelbar nördlich an den Be-
stand angrenzend, dazwischen liegt ein schmaler öff. Weg. Die geplante Zufahrt zur Er-
weiterungsfläche erfolgt direkt vom Stichleweg aus. 
 
Das Plangebiet liegt in der Erdbebenzone 3.  
 
Das Landesamt für Geologie und Rohstoffe, LGRB gibt folgende Hinweise: Verkars-
tungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht 
auszuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant 
bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) 
verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrogeologischen 
Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter 
Spalten ist bei Anlage der Versickerungseinrichtungen auf ausreichenden Abstand zu 
Fundamenten zu achten. 
  
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z.B. zum genauen Baugrundsaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Trag-
fähigkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gem. DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen. Ferner wird darauf hingewiesen, dass im Anhö-
rungsverfahren des LGRB als Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung 
vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 
 
Das Landesamt für Denkmalpflege weist drauf hin, dass nördlich an das Plangebiet an-
grenzend das Archäologische Denkmal „Wüstung Brenzkofen“, eingetragen in die Liste 
der Kulturdenkmale in Baden-Württemberg Teil A2, Abgegangene Siedlung Brenzkofen, 
liegt. Entsprechende Hinweise auf §§ 20 und 27 DSchG wurden im zeichnerischen und 
schriftlichen Teil des VBPlans aufgenommen. 
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2. Anlass der Planung 
 

Die Stehle-Köberle Biogas GbR betreibt auf dem Christelhof seit 2001 eine zunächst 
baurechtlich und seit 2004 nach § 4 BImSchG (Bundes-Immissionsschutzgesetz) immis-
sionsschutzrechtlich genehmigte Biogasanlage südwestlich der Stadt Sigmaringen. Ne-
ben der betriebswirtschaftlich motivierten Erweiterung der BGA kann sie zur Umsetzung 
des Energieleitbildes der Stadt Sigmaringen beitragen. 
 
In der Anlage werden nachwachsende Rohstoffe und tierische Nebenprodukte aus regi-
onaler landwirtschaftlicher Produktion, Festmist und Gülle verwertet.  
 
Das im Gärprozess der landwirtschaftlichen Biogasanlage entstehende Biogas wird 
durch Kraft-Wärme-Kopplung in mehreren Blockheizkraftwerken (BHKW) zur Produktion 
von elektrischer und thermischer Energie genutzt. Der produzierte Strom wird in das 
Netz der Stadtwerke Sigmaringen eingespeist. Die erzeugte Wärme wird derzeit in der 
Anlage eingesetzt und zu Heizzwecken in benachbarte Wohngebäude im Bereich Zie-
gelstraße sowie in das bestehende Wärmenetz der Stadt ausgekoppelt (Freibad, Kinde-
tagesstätte, Schule).  
 
Derzeit ist die Biogasanlage „Stehle“ die einzige Anlage zur Erzeugung von erneuerba-
ren Energien, die ein Fernwärmenetz im Stadtgebiet betreibt. Durch die Erweiterung 
möchte die Stehle Biogas GbR die Abnahmemengen erhöhen, die Versorgungssicher-
heit langfristig gewährleisten und einen wesentlichen Beitrag zum Ersatz der fossilen 
Energieträger, insbesondere von Erdgas, leisten. Derzeit wird die Energie der Biogasan-
lage zur Abdeckung der Spitzenlast eingesetzt. Durch die bereits bestehende Leitungs-
führung des Wärmenetzes besitzt die Biogasanlage eine Standortgebundenheit. Weiter 
steht die Biogasanlage in räumlich funktionalem Zusammenhang mit dem „Christelhof“ 
und den umgebenden landwirtschaftlichen Flächen. 
 
Für das Erreichen der im Energieleitbild und Klimaschutzkonzept 2020/2050 der Stadt 
Sigmaringen formulierten Ziele gibt es ein Katalog von Maßnahmen, der von Energieein-
sparungen im Verkehrs- und Bausektor bis zum Ersatz fossiler Energieträger reicht. Die 
Ziele beinhalten: 
 
Den CO2-Ausstoß bis 2020 um bis zu 50% (auf Basis des Jahres 1995) zu reduzieren, 
den regenerativen Energieanteil am Wärmeverbrauch von 10% (2012) auf 16% (2020) 
zu steigern, den Ausbau des Anteils der regenerativen Energie am Bruttoendenergiever-
brauch von 12% (2013) auf 25% (2020) sowie den regenerativen Energieanteil am 
Stromverbrauch im Netzgebiet der SWS von aktuell 20% auf 36% bis 2020; auf min. 50% 
bis 2030 und auf 80% bis 2050 zu erhöhen. 
 
Unter den regenerativen Energieträgern zeichnet sich die BGA durch folgende positiven 
Eigenschaften aus: Sie stellt einerseits schwankungsfrei Energie bereit (Grundlast) und 
andererseits kann sie als flexibler Anlagebetrieb gesteuert werden (Regelenergie) und so 
bedarfsgerecht Energie liefern. Damit hat die BGA im Energiekonzept der Stadt, bedingt 
durch die naturräumlich und klimatisch begrenzten Möglichkeiten der Wasser-, Wind-, 
und Solarenergienutzung, einen essentiellen Stellenwert bei der Bereitstellung regenera-
tiver Energien. 
 
Die Stadt bedient sich zur kommunalen Energieversorgung ihrer 100%igen Tochter, den 
Stadtwerken Sigmaringen. Die Abnahmeverpflichtung wird erfüllt: Die Stadtwerke und 
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der Vorhabenträger „Stehle-Köberle Biogas GbR“ haben den bestehenden Liefervertrag 
bis zum Ende der EEG-Laufzeiten 2026 verlängert.  
 
Der Erläuterungsbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplanverfahren enthält hier-
zu weitergehende Informationen und ist als Anlage 3 dieser Begründung beigefügt. 
 
Mit der Aufstellung dieses vorhabenbezogenen Bebauungsplans sollen die baupla-
nungs- und bauordnungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung der bestehen-
den Biogansanlage geschaffen werden.  
 
 
 

3. Planungsziele 
 
Im Zuge der Energiewende wurde zur Stärkung der Innenentwicklung in Gemeinden und 
Städten das Baugesetzbuch (BauGB) novelliert und die Baunutzungsverordnung ange-
passt. Hierzu wurde am 3. Mai 2013 der zweite Teil der Novelle des BauGB vom Bun-
desrat verabschiedet. Gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB wird die bisherige Einschrän-
kung der Feuerungswärmeleistung von 2 Megawatt aufgehoben. Ziel der Novellierung 
ist, Biogasanlagen im Außenbereich eine hohe Flexibilität der Strom- und Wärme-
erzeugung zu ermöglichen und dadurch, im Sinne eines ökologisch und wirtschaftlich 
sinnvollen „Flex-Betriebes“, die Erzeugung von bedarfsgerechtem Strom und Wärme zu 
fördern. 
 
Die bestehende Biogasanlage wird derzeit im „Flex-Betrieb“ betrieben und soll zu einem 
ökologisch und wirtschaftlich sinnvollen flexiblen Betrieb erweitert werden. In der Pla-
nung ist vorgesehen, die am Anlagenstandort geplante installierte Anlagenleistung für 
einen flexiblen Anlagenbetrieb zu schaffen. Ziel ist es, eine im Vergleich zur erwarteten 
Bemessungsleistung von rund 1.000 kWel, höhere elektrische Leistung mit insgesamt 
rund 2.100 kWel am Anlagenstandort zu realisieren. Die erhöhten Einsatzstoffe sind mit 
maximal 27.300 to festgelegt. Die Bemessungsleistung (Gasleistung) beträgt derzeit 750 
kWel, die installierte Leistung beträgt 1.810 kWel, die Anlage wird flexibel betrieben.  
 
Damit ist das Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB im Außenbereich nicht privilegiert. 
Nach § 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB ist ein Vorhaben im Außenbereich nur zulässig wenn öf-
fentliche Belange nicht entgegenstehen, die ausreichende Erschließung gesichert ist und 
wenn es u.a. gem. § 35 Abs. 1 Nr. 3 der öffentlichen Versorgung mit Elektrizität, Gas, Te-
lekommunikationsdienstleistungen, Wärme und Wasser, der Abfallwirtschaft oder einem 
ortsgebundenen gewerblichen Betrieb dient.  
 
Bereits heute werden durch die Biogasanlage der Stehle-Köberle Biogas GbR kommuna-
le Einrichtungen der Kreisstadt Sigmaringen wie Freibad, Kindertagesstätte und Schule 
mit Fernwärme versorgt. Die BGA liefert bereits heute über 40% des regenerativ erzeug-
ten Stroms im Netzgebiet der SWS (Gemarkung der Stadt mit allen Ortsteilen ohne Gu-
tenstein). Weiter besteht ein Nahwärmenetz zum Bereich Ziegelgasse. Aufgrund der 
dargestellten Aspekte wird die Erweiterung der BGA von der Stadt Sigmaringen als 
standortgebundene technische Infrastruktur im öffentlichen Interesse und zum heutigen 
Zeitpunkt als unverzichtbarer Bestandteil des kommunalen Energiekonzepts eingestuft. 
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Wie unter Ziffer 2. beschrieben ist die Biogasanlage „Stehle“ Teil der kommunalen Ener-
gieversorgung.  
 
Die bauplanungs- und bauordnungsrechtlichen Voraussetzungen für das Vorhaben der 
Erweiterung der Biogasanlage „Stehle“ sollen im Bebauungsplanverfahren geschaffen 
werden. Die Zulässigkeit des Bauvorhabens wird im anschließenden Antrag nach BIm-
SchG geprüft. Hier ist die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans  mit 
Vorhaben- und Erschließungsplan  gem. § 12 BauGB erforderlich. Ferner ist für die 
geplanten Anlagen ein Antrag auf immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung 
gemäß § 16 BImSchG einzureichen. 
 
 
 

4. Aufstellungsverfahren und Planungsvorgaben 
 
- Aktueller Rechtsstand: 
Für die zu überplanende Fläche ist kein Bebauungsplan vorhanden. Die Fläche liegt im 
Außenbereich.  
 
Am 25.02.2015 wurde der Aufstellungsbeschluss durch den Gemeinderat der Kreisstadt 
Sigmaringen für diesen vorhabenbezogenen Bebauungsplan gefasst, die Veröffentli-
chung erfolgte im Stadtspiegel Nr. 5 am 05.03.2015. Anschließend erfolgte die vorgezo-
gene Bürgerbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und die vorgezogene Behördenbeteili-
gung und Beteiligung sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB an-
hand des in der GR-Sitzung am 25.02.2015 beschlossenen Vorentwurfs. Die Beteili-
gungsfrist war vom 12.03. bis 24.04.2015 (jeweils einschließlich). Die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden am 12.03.2015 angeschrieben. Die Frist 
wurde für das LRA Sigmaringen bis zum 08.05.2015 verlängert. Für die Gemeinde Inzig-
kofen erfolgte eine Fristverlängerung bis 30.04.2015. Am 22.07.2015 wurde der Bebau-
ungsplanentwurf im Gemeinderat beraten, die eingegangenen Anregungen aus der früh-
zeitigen Beteiligung abgewogen und die öffentliche Auslegung gebilligt. Die öffentliche 
Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte vom 17.08. bis 18.09.2015 (jeweils ein-
schließlich). Die Bekanntmachung der öff. Auslegung erfolgte am 06.08.2015 im Stadt-
spiegel Nr. 16. Die Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB fand parallel dazu statt. 
Die Frist wurde für das LRA Sigmaringen und die Gemeinde Inzigkofen bis zum 
30.09.2015 verlängert. 
 
Aufgrund der Erweiterung des Plangebiets um den Bereich „Christelhof“ welcher Wohn-
standort des Betriebsleiters ist, erfolgte vom 22.07.2016 bis 23.08.2016 eine erneute öf-
fentliche Auslegung. Die öffentliche Bekanntmachung erfolgte am 14.07.2016 im Stadt-
spiegel Nr. 14. Die Behördenbeteiligung fand dazu parallel statt. 
 
 
- Ziele der Regionalplanung: 
Bauleitpläne sind gemäß den gesetzlichen Vorgaben aus den übergeordneten Planun-
gen zu entwickeln. Sie sind den Zielen der Raumordnung anzupassen. Die Grundsätze 
sind zu beachten. 
 
Im Regionalplan Bodensee-Oberschwaben (1996), Verbindl ichkeitserklärung vom 
04.04.1996, Ravensburg, Regionalverband Bodensee-Ob erschwaben ist Sigmarin-
gen als Mittelzentrum ausgewiesen.  
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Das Plangebiet liegt südwestlich der Kreisstadt Sigmaringen bzw. südöstlich des Sigma-
ringer Teilortes Laiz. Die Fläche des Plangebiets liegt in einem Regionalen Grünzug (hier 
Nr. 15 - Hanglagen südlich Sigmaringen mit Anschluss an das geschlossene Waldgebiet 
zwischen Sigmaringen und Krauchenwies). Um für das Vorhaben im Regionalen Grün-
zug eine Ausnahme begründen zu können, ist nach dem Ziel 3.2.2. des Regionalplans 
zu prüfen, ob es sich um eine standortgebundene Einrichtung der Infrastruktur mit öffent-
lichem Interesse handelt und bei der Untersuchung von Planungsalternativen die Not-
wendigkeit der Inanspruchnahme nachgewiesen ist.  
 
Im Rahmen der Vervollständigung der Abwägungsmaterialien wurde eine Standort-
alternativenprüfung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Biogasanlage Stehle-
Köberle Biogas GbR“, Sondergebiet Erneuerbare Energien, Standort Sigmaringen-Laiz, 
erstellt. Diese ist in Anlage 2  der Begründung beigefügt. Es wurden 4 alternative Stand-
orte in einem Radius von bis zu 2.000 m Entfernung von der bestehenden Biogasanlage 
untersucht. Die Prüfung der Standortalternativen auf Eignung hat ergeben, dass auf-
grund des Wärmenetzes, der vorhandenen Verkehrsinfrastruktur, der Nähe zur Biogas-
anlage und damit der Verringerung von erhöhtem Verkehrsaufkommen der geplante 
Standort Christelhof am besten für das Vorhaben geeignet ist. Siehe auch Kapitel 9.  
 
Mit Beschluss des Gemeinderates vom 29.04.2014 hat dieser die Standortgebundenheit 
der Anlage aufgrund des bereits aufgebauten Wärmenetzes für Wohngebiete und öffent-
liche Einrichtungen sowie durch die Einspeisung von Strom in das Netz der Stadtwerke 
Sigmaringen bestätigt und dargelegt, dass eine Standortverlagerung aufgrund der bereits 
bestehenden Infrastruktur nicht zielführend wäre.  
 
Es liegt folgender GR-Beschluss der Stadt Sigmaringen vom 29.04.2014 vor: "Aufgrund 
der Anlagenstruktur und der Anlagenkonzeption kann aus Sicht des Gemeinderats der 
Stadt Sigmaringen der Erweiterung der Biogasanlage in Laiz im Hinblick auf die Bedeu-
tung der Anlage für die regionale regenerative Energieerzeugung in der Abwägung öf-
fentlicher Belange als Ausnahme im regionalen Grünzug zugestimmt werden".  
 
Aufgrund der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der 1. öffentlichen Auslegung 
wurde im Erläuterungsbericht (vgl. Anlage 3) ein zusätzliches Kapitel aufgenommen in 
dem der Wärmebedarf der Stadt Sigmaringen über den zusätzlichen Gasverbrauch in 
den öffentlichen Gebäuden dargestellt wird.  
 
Aufgrund der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der 2. öffentlichen Auslegung 
des VBPlanes, STN des RP Tübingen vom 11.08.2016 und STN des Regionalverbands 
Bodensee-Oberschwaben vom 18.08.2016 wurde von der Stadt Sigmaringen eine Ant-
wort zu deren STN verfasst. Die Begründung zur Ausnahme vom Bauverbot im regiona-
len Grünzug wird in dieser Form sowohl vom Regionalverband Bodensee-Oberschwaben 
als auch vom Regierungspräsidium Tübingen mitgetragen.  
 
Von der Stadt Sigmaringen wird darin ausführlich begründet weshalb es einer „Ausnah-
me vom Bauverbot im Regionalen Grünzug“ bedarf. Die Aspekte der Standortgebunden-
heit und der Bedeutung als technische Infrastruktur wurden bereits unter Ziffer 2. und 3. 
erläutert. Zur Funktionsfähigkeit des Regionalen Grünzugs und zur Minimierung des 
Landschaftsverbrauchs wird in o.g. Antwort auf die beiden STN weiter ausgeführt: Es 
handelt sich um eine punktuelle Anlage, die die Inanspruchnahme von Flächen auf das 
notwendige Maß beschränkt und an einem Ort mit entsprechender Vorbelastung geplant 
ist. Der zum Vorhaben erstellte Umweltbericht mit Beschreibung der Maßnahmen zur 
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Vermeidung, Minimierung und Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft ist 
im förmlichen Beteiligungsverfahren gemäß § 4 Abs. 2 BauGB positiv beurteilt worden. 
Diese Maßnahmen werden im Bebauungsplan festgesetzt und sind wie die Rückbauver-
pflichtung der Anlagen nach Aufgabe des Betriebes im Durchführungsvertrag rechtlich 
abgesichert. 
 
Die im Regionalplan zur Ausweisung des Grünzugs Nr. 15, das sind die Hanglagen süd-
lich Sigmaringens mit Anschluss an das geschlossene Waldgebiet zwischen Sigmarin-
gen und Krauchenwies, genannten Gründe – „die Sicherung des Gebietsklimas sowie 
die Erhaltung der stadtnahen Erholungsflächen und des Landschaftsbildes„ – werden 
durch das geplante Vorhaben nicht erheblich beeinträchtigt. Hiermit werden weitere An-
forderungen, das sind Funktionsfähigkeit des regionalen Grünzugs zu gewährleisten so-
wie den Landschaftsverbrauch möglichst gering zu halten, als Voraussetzungen erfüllt, 
um vom raumordnerischen Ziel des Bauverbots im regionalen Grünzug eine Ausnahme 
gewähren zu können. 
 
 
Die vom Regionalverband in seiner Stellungnahme vom 05.08.2014 geforderte Visuali-
sierung der geplanten Wärmepufferspeicher liegt vor, sie ist im Vorhabenplan (Anlage 4)  
dieser Begründung mit dargestellt. 
 
 
Der Abschluss des Durchführungsvertrages zwischen der Stadt Sigmaringen und dem 
Vorhabenträger ist Bedingung für 1. die Zustimmung des Regionalverbandes zur aus-
nahmsweisen Zulässigkeit des Vorhabens im Regionalen Grünzug und 2. zur Zustim-
mung des Regierungspräsidiums Tübingen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan. 
Der Durchführungsvertrag liegt mittlerweile vor. 

 
 

- Vorbereitende Bauleitplanung: 
Im Flächennutzungsplan (FNP), Stand Rechtskraft 25.08.2005 des Gemeindeverwal-
tungsverbands (GVV) Sigmaringen, Gemarkung Laiz liegt das Plangebiet innerhalb der 
Fläche für die Landwirtschaft und innerhalb eines regionalen Grünzugs. Der Aussiedler-
hof ist im FNP als Bestand dargestellt. 
 
Der Flächennutzungsplan wurde bezüglich der Darstellung einer Sonderbaufläche für 
„Erneuerbare Energien“ geändert, die frühzeitige Beteiligung erfolgte vom 22.07.2016 bis 
23.08.2016, vom 12.12.2016 bis 20.01.2017 wurden die Unterlagen öffentlich ausgelegt. 
Der Feststellungsbeschluss durch den GVV erfolgte am 01.03.2018. Genehmigung, § 6 
Abs. 1 BauGB durch das LRA Sigmaringen erteilt am 02.07.2018 (6. FNP-Änderung im 
Bereich „Stehle-Köberle-Biogas GbR“ Gemarkung Laiz). 
 
Der Abstand zur nächstgelegenen Wohnbebauung „Lindenhof 1“ (Außenbereich) beträgt 
ca. 230 m. Die nächste Wohnbebauung von Laiz in der Ziegelgasse liegt ca. 350m ent-
fernt.  
 
Eine weitere Wohnbebauung bzw. Wohngebietsausweisung am Anlagenstandort oder in 
Standortnähe ist gemäß rechtsgültigem Flächennutzungsplan des Gemeindeverwal-
tungsverbands Sigmaringen, nicht vorgesehen. 
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Die Fläche liegt innerhalb des regionalen Grünzugs. Sonstige Schutzgebiete sind nicht 
betroffen.  
 
Das Plangebiet wird von der Hauptwasserleitung (DN1.600), des Zweckverbands Bo-
densee-Wasserversorgung, tangiert. Zur Sicherung der Wasserleitung ist im VBPlan ein 
Leitungsrecht mit 12m Breite festgesetzt (je 6m ab Rohrachse) In ca. 140m Entfernung 
zum zentralen Planungsgebiet befindet sich eine Versorgungsanlage des Zweckver-
bands. 
 
 
Abbildung: Auszug FNP GVV Sigmaringen-Laiz Fassung Rechtskraft 25.08.2005, ohne Maßstab. 
Überlagert mit dem Geltungsbereich dieses vorhabenbezogenen Bebauungsplans (Orange). 
 

 
 
 
Abbildung: Änderung des FNP, GVV Sigmaringen-Laiz, GVV Planfeststellungsbeschluss 
01.03.2018, Genehmigung, § 6 Abs. 1 BauGB durch das LRA Sigmaringen erteilt am 02.07.2018 
(6. FNP-Änderung im Bereich „Stehle-Köberle-Biogas GbR“ Gemarkung Laiz), ohne Maßstab.  
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5. Planungsinhalte 
 
Das Plangebiet liegt im Außenbereich. Der Aussiedlerhof mit Biogasanlage ist seit 2001 
eine zunächst baurechtlich und seit 2004 nach § 4 BImSchG (Bundes-Immissionsschutz-
gesetz) immissionsschutzrechtlich genehmigte Biogasanlage (Änderungsgenehmigun-
gen von 2006 und 2009). Diese bestehende Biogasanlage ist gem. § 35 Abs. 1 Nr. 6 
BauGB privilegiert.  
 
Mit der Aufstellung dieses vorhabenbezogenen Bebauungsplans sollen die bauplanungs- 
und bauordnungsrechtlichen Voraussetzungen für die (erweiterte) „Biogasanlage“ incl. 
geordneter Erschließung geschaffen werden. Der bestehende Aussiedlerhof ist Wohn-
standort des Betriebsleiters und wird aus immissionsschutzrechtlichen Gründen in den 
Geltungsbereich des vorhabenbezogen Bebauungsplan mit einbezogen. 
 
Durch die Erweiterung soll die Versorgungssicherheit des bestehenden Nahwärmenet-
zes und die Versorgung der öffentlichen Einrichtungen der Kreisstadt Sigmaringen ge-
währleistet und erweitert werden. Mit dem Neubau von zwei Substratendlagern wird zu-
dem den aktuellen wasserrechtlichen Anforderungen entsprochen. Es ist geplant rund 9 
weitere Wohngebäude im Bereich der Ziegelgasse mittels Stichleitungen an das beste-
hende Wärmenetz anzuschließen (nordwestliche Leitung). Dadurch ist zukünftig mit ei-
ner zusätzlichen Wärmeabnahme von rund 450.000 kWhth zu rechnen, so dass sich die 
Gesamtabnahme des Wärmenetzes auf 4.395.000 kWhth erhöht. Die geplanten Ein-
satzstoffe umfassen insgesamt 27.300 to. Die Gärreste werden als Wirtschaftsdünger 
auf die Anbauflächen der Einsatzstoffe (NawaRo) bzw. auf die Flächen der Gülle- bzw. 
Festmistlieferer ausgebracht. Ein Teil des Gärrestes wird an die Zulieferer der Einsatz-
stoffe abgegeben. 
 
Die vorhandenen baulichen Anlagen werden weiter genutzt, teilweise etwas umgebaut 
und erweitert. Die Fläche mit den bestehenden und den geplanten baulichen Anlagen 
werden als sonstiges Sondergebiet SO  gem. § 11 (2) letzter Satz BauNVO „Erneuer-
bare Energien“ mit Zweckbestimmung „Biogasanlage“ festgesetzt.  
 
Heute bestehen ein landwirtschaftliches Gebäude (Maschinenhalle), ein Fahrsilo, eine 
Vorgube, 2 Fertiggaragen/Lager (aneinandergebaut), 2 Behälter für Silagesaft und Ober-
flächenwasserspeicher, 3 Fermenter, 2 Nachgärer, BHKWs und Trafos. Auf der besten-
den Betriebsfläche sind ein „Lager Feststoff“ (Überdachung an die Maschinenhalle an-
grenzend), BHKWs, eine Trocknungsanlage mit Separator, ein Wärme-Verteilhaus, 4 
Pufferspeicher, ein Waschplatz und die Ausführung eines Satteldaches auf der Doppel-
garage geplant. Lage im geplanten SO2. 
 
Die Entwässerung dieser Betriebsflächen erfolgt über das bestehende System. Die Flä-
chen sind bereits heute versiegelt. Kommunales Abwasser entsteht nicht. Da das Nie-
derschlagswasser der Hofflächen verschmutzt werden könnte wird es in der Vorgrube 
und den beiden Behältern für Silagesaft und Oberflächenwasserspeicher gesammelt und 
von dort der landwirtschaftlichen Entsorgung zugeführt oder im Prozess wiederverwen-
det. 
 
Die nördlich der Maschinenhalle liegenden Wohngebäude und ein Wirtschaftsgebäude 
des „Christelhofs“ sollen weiterhin genutzt werden, das Wohngebäude Nr. 3 soll zur ver-
besserten Wohnnutzung aufgestockt werden. Lage im geplanten SO3. Das Nieder-
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schlagswasser ist sauber. Die im SO3 vorhandenen Grünflächen sind im bestehenden 
Umfang zu erhalten. Eine weitere Flächenversiegelung ist nicht zulässig. 
 
Die Erweiterungsfläche liegt unmittelbar nördlich an den Bestand angrenzend, dazwi-
schen liegt ein schmaler öff. Weg. Auf dieser Fläche sind zwei Substratendlager (SEL1 
mit 5.000m³ Gasspeicher und 9.200m³ Behältervolumen und SEL2 mit 7.000m³ Gas-
speicher und 9.200m³ Behältervolumen) und mehrere Anlagen zur Gasaufbereitung und 
Gaseinspeisung geplant. Die Zufahrt erfolgt direkt vom öffentlichen Stichleweg aus. Vor 
den beiden SEL ist ein Abtankplatz geplant. Lage im geplanten SO1. Im nördlich angren-
zenden Böschungsbereich sind 2 Löschwassertanks geplant.  
 
Für den Erweiterungsbereich liegt ein Entwässerungskonzept vor (vgl. Anlage 11). Nie-
derschlagswasser, welches auf Wiesen- und Böschungsflächen außerhalb der vorgese-
henen Umwallung anfällt, wird nicht gefasst und versickert schadlos über den umliegen-
den, bewachsenen Oberboden. 
 
Das im Bereich des Abtankplatzes zwischen den Substratendlagern (3.103 B, 3.104 B) 
anfallende, verunreinigte Niederschlagswasser wird durch umseitige Aufkantung vom 
Einzugsgebiet des sauberen Niederschlagswassers abgegrenzt. Das verunreinigte Nie-
derschlagswasser wird mit einem Gefälle dem geplanten Schmutzwasserschacht mit ca. 
16m³ Auffangvolumen zugeführt und anschließend landwirtschaftlich verwertet. 
 
Sauberes Niederschlagswasser von Dach- und Hofflächen wird im Bereich des lokalen 
Tiefpunktes, welcher als Rückhalteraum für sauberes Niederschlagswasser ausgebildet 
wird, gefasst. Bei Bedarf wird nach Sichtkontrolle das saubere Niederschlagswasser 
über einen Entwässerungsschacht und angeschlossener erdverlegter Rohrleitung (mit 
Drosselabfluss) dem bestehenden Seitengraben außerhalb der geplanten Umwallung 
zugeführt.  
 
Ein Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur dezentralen Nieder-
schlagswasserbeseitigung wird beim Landratsamt Sigmaringen Fachbereich Umwelt- 
und Arbeitsschutz nach Satzungsbeschluss beantragt. 
 
Der Hauptzufahrtsweg zur B 313 (Stichleweg) liegt direkt östlich der Anlage, es handelt 
sich um einen bestehenden landwirtschaftlichen Weg der im Zuge des Vorhabens er-
tüchtigt (Breite ca. 5m incl. Bankett) und durch Ausweichbuchten verbreitert werden 
muss. Der geplante Ausbaustandard incl. Rückbau bei Stilllegung der Anlage ist im 
Durchführungsvertrag geregelt. Die öffentliche Verkehrsfläche des Zufahrtswegs incl. der 
geplanten Ausweichbuchten ist im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans festgesetzt. 
Weitere direkte Anbindungen an landwirtschaftliche Wege sind bereits vorhanden. Durch 
den Ausbau des Stichlewegs wird die derzeitige Straßenanbindung über die Ziegelgasse 
künftig sehr entlastet. 
 
Die nördlich der B 313 weiterführende Ablacher Straße wird zu Erntezeiten nur einseitig 
(Richtung Biogasanlage) genutzt Fahrweg C (vgl. Anlage 4), von der Anlage weg wird 
über das Betonwerk (Fahrweg A, vgl. Anlage 4) zur Bundesstraße hin gefahren.  
Das vorhandene Wegenetz wird in keinem unzumutbaren Maße beansprucht. Der Aus-
baustandard ist ausreichend.  
 
Eine Prognose und Beurteilung von anlagenbezogenen und öffentlichen Verkehrslärm-
immissionen liegt als „Schalltechnisches Gutachten “ vor und ist in Anlage 10 dieser 
Begründung beigefügt. Durch die Zunahme der Einsatzstoffe ergibt sich eine Erhöhung 
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des Verkehrsaufkommens auf den Fahrwegen zur Biogasanlage. Die Einsatzstoffe wer-
den auf drei verschiedenen Fahrstrecken angeliefert. Keine dieser Strecken verläuft ent-
lang der Wohnbebauung an der Ziegelgasse. Die Strecke A verläuft nach Südwesten 
und die Strecke B nach Süden, einzig Strecke C verläuft durch den Ortsteil Laiz. Zur Er-
mittlung der durch den Beschickungsverkehr der Biogasanlage der Stehle-Köberle Bio-
gas GbR zu erwartenden Verkehrslärmimmissionen auf den Ortsteil Laiz wurde von 
Hook Farny Ingenieure eine schalltechnische Beurteilung gem. den Richtlinien für den 
Lärmschutz an Straßen RLS 90 / 15 erstellt (s.o. Anlage 10).Bewertungsmaßstab war die 
höhere Produktion und die volle Auslastung. Die schalltechnische Beurteilung kommt zu 
dem Ergebnis, dass die jeweils geltenden Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV an 
den Wohnnutzungen entlang der Fahrstrecke C tagsüber zwischen 6:00 und 22:00 Uhr 
vielfach überschritten werden. Der Ziel- und Quellverkehr der BGA „Stehle-Köberle GbR“ 
wird aber weder im Bestand noch nach der Realisierung der geplanten Erweiterungen 
und der damit einhergehenden Erhöhung der Transportfahrteneinen auch nur nähe-
rungsweise relevanten Anteil an den Lärmimmissionen haben, die der öffentliche Ver-
kehr an den schutzbedürftigen Nutzungen entlang des Fahrwegs verursacht. Die Teilbe-
urteilungspegel des betrieblichen Verkehrslärms liegen mit 44-47 dB(A) um mindestens 
18 dB(A) niedriger als die ermittelten Straßenverkehrslärmbeurteilungspegel. Folglich ist 
der Betrieb der Biogasanlage sowohl derzeit im Bestand in der genehmigten Form als 
auch nach Verwirklichung der geplanten Erweiterungen im Hinblick auf die zurechenba-
ren Verkehrslärmimmissionen als vollkommen unkritisch zu beurteilen. Auf Grund des 
Rücklaufs aus der 1. öffentlichen Auslegung wurden zu den STN des RP Tübingen und 
der Bürger (vertreten durch Herrn RW Dr. Hauser), durch die Verfasser des o. g. Schall-
technischen Gutachtens, hoock farny ingenieure zwei ergänzende Schalltechnische Stel-
lungnahmen vorgelegt (vgl. Anlage 10.1 und 10.2). Weiter erfolgte mit Datum vom 
18.12.2015 eine Ergänzung zu o. g. schalltechnischen Gutachten (vgl. Anlage 10.3).  
 
Die innere Erschließung erfolgt über private Verkehrs- und Hofflächen.  
 
Eine ausreichende Löschwasserversorgung nach DVGW-Arbeitsblatt W405 mit 96 m³ 
über mindestens 2 Stunden ist am Anlagenstandort durch zwei erdverlegte Löschwas-
sertanks mit je 80 m³ mit Entnahmestelle nach DIN 14 230 sowie durch die aus dem öf-
fentlichen Netz zu Verfügung stehenden Löschwasser  gewährleistet. In einer Stellung-
nahme des Landratsamts Sigmaringen vom 16.02.2016 wurde die geplante Löschwas-
serbevorratung bestätigt. 
 
Die Biogasanlage ist an das öffentliche Stromnetz angeschlossen. Hier besteht die Mög-
lichkeit des Bezuges sowie der Einspeisung elektrischer Energie. 
 
Die ausführliche Beschreibung des geplanten Vorhabens , der geplanten Erweite-
rung, Umbaumaßnahmen, der Betriebsweise bis hin zur Arbeits- und Anlagensicherheit 
ist im Erläuterungsbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplanverfahren (vgl. An-
lage 3)  enthalten. 
 
Die nördliche Teilfläche wird als SO1, die südöstliche Teilfläche mit überwiegend beste-
henden Betriebsgebäuden als SO2 und die südwestliche Teilfläche der Wohn- und Wirt-
schaftsgebäude des Christelhofs als SO3 festgesetzt.  
 
Die Baugrenzen im SO1 umfassen die erforderlichen Flächen für die geplanten bauli-
chen Anlagen. Der Vorhabenplan mit Geländeschnitten ist in Anlage 4 beigelegt. Fest-
gesetzt ist eine abweichende Bauweise, a 1 (geringerer Grenzabstand als 2,5m) und ei-
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ne max. zulässige Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8. Bei der Berechnung der GFZ ist das 
Baugrundstück maßgebend. Hier umfasst das Baugrundstück die als SO 1 festgesetzte 
Fläche, und die privaten Grünflächen am südlichen und östlichen Rand der Fläche zur 
öff. Verkehrsfläche hin. Nicht  zum Baugrundstück gehören die nördlichen und westlichen 
Anschütt-/Böschungsflächen.  
 
Die Höhe der baulichen Anlagen Substratendlager ist auf max. 625,0m üNN begrenzt. 
Die Höhe der baulichen Anlagen für die Gasaufbereitung und Gaseinspeisung sind auf 
max. 611,0m ü.NN begrenzt. Ausgenommen von der Höhenbegrenzung sind: Gasfackel 
und Kamine. 
 
Gemäß den gesetzlichen Vorgaben werden die Örtlichen Bauvorschriften gemeinsam mit 
dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan in einer separaten Satzung nach § 74 LBO er-
lassen. Die Substratendlager sind in gedeckten, nicht reflektierenden  Farben auszufüh-
ren, die Tragluftdächer sind in der Farbe Grün auszuführen. Der Vorhabenträger ver-
pflichtet sich weiterhin, Silageflächen mit Hilfe geeigneter nichtreflektierender dunkelgrü-
ner, dunkelbrauner oder schwarzer Abdeckung (zum Beispiel dunkelgrün im Bereich von 
RAL 6001 bis 6016) abzudecken.  
 
 
Die südöstliche Plangebietsfläche wird als SO2 festgesetzt. Zwischen SO1 und SO2 liegt 
eine öffentliche Verkehrsfläche (schmaler Weg). 
 
Die Baugrenzen im SO2 umfassen eng die Flächen von bestehenden baulichen Anla-
gen. Festgesetzt ist eine abweichende Bauweise, a 2, die bauliche Anlagen bis zum 
Grenzbau zulässt (in Richtung Westen zum Christelhof hin) und einen Fahrsilo mit einer 
Länge von bis zu 88m erlaubt. Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) liegt bei 0,8. 
 
Neubauten von BHKWs, Pufferspeicher, Wärme-Verteilhaus, Waschplatz, SD auf der 
Doppelgarage/Lager und neben der Maschinenhalle die in einem Container eingehauste 
Trocknungsanlage mit Separator, liegen zwischen den bestehenden baulichen Anlagen. 
Die Höhenbegrenzung liegt bei max. 10,5m über bestehendem Gelände (617,5 m ü.NN), 
Die bestehende Maschinenhalle ist auf max. 8m (615,5m ü. NN) und der Bereich des 
bestehenden Fahrsilos mit Aufschubmauer auf max. 4,5m (622,0m ü. NN) begrenzt. Ein 
BHKW ist heute im Bestand höher (ca. 619,0m ü. NN). Ausgenommen von der Höhen-
begrenzung sind: Gasfackel, Kamine, Silagehöhe im Fahrsilo. 
 
Die südwestliche Plangebietsfläche wird als SO3 festgesetzt. Die Baugrenzen im SO3 
umfassen eng die Flächen von bestehenden Wohn- und Wirtschaftsgebäuden. Festge-
setzt ist eine abweichende Bauweise, a 2, die bauliche Anlagen entsprechend dem Be-
stand als Grenzbau zulässt (in Richtung Norden). Eine Grundflächenzahl (GRZ) ist nicht 
festgesetzt. Die im SO3 vorhandenen Grünflächen sind im bestehenden Umfang zu er-
halten. Eine weitere Flächenversiegelung ist nicht zulässig. 
 
Die Höhe der baulichen Anlagen ist auf max. 617,0m üNN begrenzt. Dies bedeutet eine 
max. Gebäudehöhe von 10,0m über dem best. Gelände bzw. max. 8,5m über der vor-
handenen Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH). 
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Bezüglich der potentiellen Auswirkungen der Anlage auf die Umwelt  wurden folgen-
de Aspekte untersucht: 
 
 
Geruch 
Zur Ermittlung und Bewertung von Gerüchen, welche durch den Betrieb der Biogasanla-
ge der Stehle-Köberle Biogas GbR entstehen können, wurde eine Geruchsimmissions-
prognose, Revision B vom 30. August 2017 durch die GEU – Gesellschaft für Energie 
und Umwelt mbH erstellt (vgl. Anlage 6).  
 
Die entsprechend der TA-Luft und Geruchsimmissionsrichtlinie (GIRL) i. V. m. den An-
forderungen der VDI 3783 Blatt 3 durchgeführte Ausbreitungsrechnung der Zusatzbelas-
tung für den Ziel-Betrieb ergibt am Immissionsort 1, Ziegelgasse 35, und Immissionsort 
2, Lindenhof, 72488 Sigmaringen-Laiz, eine Geruchstundenhäufigkeit von > 2 % der Jah-
resstunden. Daher wird gemäß GIRL die Immissions-Gesamtbelastung (IG) aus Immis-
sionsvorbelastung (IV) und Immissionszusatzbelastung (IZ) ermittelt.  
 
Die IG überschreitet am Immissionsort 1 (Ziegelgasse 35) den Immissionswert für 
Wohngebiete von 10% gem. GIRL um 2 %. Am Immissionsort 2 (Lindenhof) wird eine 
Geruchsstundenhäufigkeit von rund 22 % der Jahresstunden ermittelt. Der Immissionsort 
2 befindet sich im Außenbereich und kann daher nicht eindeutig einem Nutzungsgebiet 
gemäß GIRL zugeordnet werden. Die Geruchsstundenhäufigkeit am IO 2 liegt unter vom 
Umweltministerium Baden-Württemberg im Schreiben vom 18. Juni 2007 genannten 
Wert von 25 % der Jahresstunden für im Außenbereich befindliche Beurteilungspunkte. 
Bezüglich der Geruchstundenhäufigkeiten am IO 1 können gemäß Begründung und den 
Auslegungshinweisen zur GIRL zu Nr. 3.1, Zuordnung der Immissionswerte, beim Über-
gang vom Außenbereich zur geschlossenen Wohnbebauung jedoch Zwischenwerte bis 
maximal 15 % zur Beurteilung herangezogen werden. Der Übergangsbereich ist genau 
festzulegen. 
 
Der Immissionswert von 15 % der Geruchsstundenhäufigkeiten entspricht dem Immissi-
onswert für Dorfgebiete, bei Geruchstundenhäufigkeiten von max. 12 % der Jahresstun-
den ist daher nicht von gesundheitsschädlichen Umweltauswirkungen durch Geruchsbe-
lastung an den Immissionsorten auszugehen. 
 
Die Emissionsabschätzung liegt auf der „sicheren Seite“, da bei der Emissionsbestim-
mung ausreichend Sicherheitszuschläge bzw. konservative Annahmen hinsichtlich Emis-
sionsdauer getroffen wurden.  
 
Die am Standort vorhandenen thermischen Windsysteme wurden bei der Ausbreitungs-
rechnung vollumfänglich berücksichtigt. 
 
Durch die Änderung der Biogasanlage werden aus gutachterlicher Sicht keine nachteili-
gen Auswirkungen durch Geruchsimmissionen hervorgerufen und die Erfüllung der sich 
aus § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG ergebenden Anforderungen sind bezüglich der zu erwar-
tenden Geruchsimmissionen sichergestellt. 
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Lärm 

Zur Ermittlung der durch den Betrieb der Biogasanlage der Stehle-Köberle Biogas GbR 
zu erwartenden Lärmimmissionen, wurde durch die GEU – Gesellschaft für Energie und 
Umwelt mbH eine überschlägige Prognose gem. A.2.4 TA Lärm erstellt. 

Im Ergebnis lässt sich festhalten, dass auf Grundlage der durchgeführten Berechnungen, 
letztmalig in der Revision B vom 30. August 2017, davon aus zu gehen ist, dass durch 
den Betrieb der Biogasanlage nicht mit schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräu-
schimmissionen zu rechnen ist, da die IRW unterschritten werden. 

Aus der überschlägigen Prognose ergeben sich für die Immissionsorte die in der nach-
folgenden Tabelle aufgeführten Beurteilungspegel für den Regelbetrieb. 

 

Regelbetrieb 
Beurteilungspegel 

Lr 
[dB(A)]  

Immissions-
richtwert Regel-
betrieb gem. TA 

Lärm [dB(A)]  
Immissionsort (IO) tags nachts tags nachts 
IO 1 Ziegelgasse 35, Sig-
maringen-Laiz 
(allgemeines Wohngebiet) 

49 34 55 40 

IO 2 Lindenhof 1, 
Sigmaringen-Laiz 
(Außenbereich) 

51 38 60 45 

 

Tabelle 1: Beurteilungspegel und Immissionsrichtwert - Regelbetrieb 

 

An den Immissionsorten unterschreiten die ermittelten Beurteilungspegel sowohl tags als 
auch nachts den jeweiligen Immissionsrichtwert gem. TA Lärm um das Maß der Irrele-
vanz. Daher kann auf eine Ermittlung der Gesamtbelastung verzichtet werden. 

Seltene Ereignisse können während der Ernteperioden auftreten, da hier nicht abschlie-
ßend ausgeschlossen werden kann, dass die Anzahl der angenommenen landwirtschaftli-
chen Transportfahrzeuge bzw. der Betriebszeitraum zwischen 22 Uhr und 6 Uhr über-
schritten wird. 
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Seltenes Ereignis 

Beurteilungspegel Lr 
 

[dB(A)]  

Immissionsrichtwert sel-
tenes Ereignis gem. TA 

Lärm 
[dB(A)]  

Immissionsort (IO) nachts Nachts 
IO 1 Ziegelgasse 35, 
Sigmaringen-Laiz 
(allgemeines Wohnge-
biet) 

46 55 

IO 2 Lindenhof 1, 
Sigmaringen-Laiz 
(Außenbereich) 

50 55 

 

Tabelle 2: Beurteilungspegel und Immissionsrichtwert – seltenes Ereignis 

 

Die Ergebnisse für den maximalen Erntebetrieb nachts zeigen, dass auch der Immissi-
onsrichtwert für seltene Ereignisse nach TA Lärm an den maßgeblichen Immissionsorten 
zur Nachtzeit deutlich unterschritten wird. 

Der Anlagenbetreiber reduziert die seltenen Ereignisse auf fünf Tage. 

Mit schädlichen Umweltauswirkungen durch Geräusche, die beim Betrieb der Biogasan-
lage entstehen, ist nicht zu rechnen. 

 

Darüber hinaus werden zur Verringerung der Lärmemissionen durch den Anlagenbetrieb 
folgende Maßnahmen durchgeführt: 

- dem Stand der Technik entsprechende BHKW (Motor und Peripherie) , welche 
möglichst lärmarm arbeiten 

- körperschallentkoppelte Aufstellung der BHKW 

- schallabsorbierende Auskleidung der BHKW-Container 

- organisatorische Maßnahmen im Betriebsablauf 

� keine Beschickung der Feststoffeinträge während der Nachtzeiten 

� Reduktion von Fahrten am Anlagenstandort auf ein Mindestmaß 

� Reduktion der Silageverdichtung bei der Erntekampagne auf 12 Stunden während 
Sonn- und Feiertagen. 

- Verdichter der Gasaufbereitung wird innerhalb eines Gebäudes errichtet. 
 
 
Stickstoff 

Zur Ermittlung der durch den Betrieb der Biogasanlage der Stehle-Köberle Biogas GbR 
zu erwartenden Stickstoffdepositionen in das FFH-Gebiet „Donau zwischen Riedlingen 
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und Sigmaringen“ (DE 7922-342), einige umliegende Biotope gemäß § 32 NatSchG so-
wie stickstoffempfindliche Lebensraumtypen wurde durch die GEU – Gesellschaft für 
Energie und Umwelt mbH eine Immissionsprognose zur Stickstoffdeposition erstellt. Da-
bei wurden alle wesentlichen Stickstoffemittenten der BGA berücksichtigt. Die Ausbrei-
tungs- und Depositionsberechnung erfolgte mit dem Programm LASAT. 

Grundlage der Bewertung der Stickstoffdeposition in das FFH-Gebiet bildet der Fachkon-
ventionsvorschlag aus der „Untersuchung und Bewertung von straßenverkehrsbedingten 
Nährstoffeinträgen in empfindliche Biotope“ des BMVBS (2013). Im betroffenen Bereich 
des FFH-Gebiets kommt gemäß dem Managementplan des FFH-Gebiet 7922-342, RP 
Tübingen, Auslegungsfassung 2017 ausschließlich der Lebensraumtyp „Fließgewässer 
mit flutender Vegetation“ (LRT 3260) vor. Es existiert kein fachlich fundierter Beurtei-
lungswert für den betroffenen LRT, weshalb dieser als wenig stickstoffempfindlich einge-
stuft wird. Die vorhabenbedingte Zusatzbelastung am Aufpunkt der höchsten Belastung 
beträgt 2,2 kg N/(ha*a). Gemäß der Kurzmitteilung 1/2016 der StickstoffBW beträgt die 
Vorbelastung im Landesmittel 17,5 kg N/(ha*a). Die Gesamtbelastung liegt folglich bei 
19,7 kg N/(ha*a). Aufgrund des nicht vorhandenen Beurteilungswertes erfolgt keine wei-
tere Prüfung. Der LRT wird als wenig stickstoffempfindlich eingestuft, weshalb eine er-
hebliche Beeinträchtigung des FFH-Gebiets ausgeschlossen werden kann. 

Grundlage zur Bewertung der Stickstoffdeposition in Biotope und stickstoffempfindliche 
Lebensraumtypen bildet der „Leitfaden zur Ermittlung und Bewertung von Stickstoffein-
trägen der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz“ (LAI, 2012). Gemäß 
LAI werden nur Biotope mit einer Fläche von mehr als 0,1 ha betrachtet. Die Ausbrei-
tungsberechnung ergab, dass bei keinem betroffenen Biotop mit einem nachgewiesenen 
stickstoffempfindlichen Lebensraumtyp am Aufpunkt der höchsten Belastung das Ab-
schneidekriterium von 5 kg N/(ha*a) überschritten wird. Daher können erhebliche Beein-
trächtigungen der jeweiligen Biotope ausgeschlossen werden. 

Bei den nördlich des Anlagenstandorts vorkommenden stickstoffempfindlichen Lebens-
raumtypen „magere Flachland-Mähwiesen“ wird am Aufpunkt der höchsten Belastung 
das Abschneidekriterium von 5 kg N/(ha*a) überschritten. Die projektbedingte Zusatzbe-
lastung von 11,4 kg N /(ha*a) beziehungsweise 5,3 kg N /(ha*a) in diesen beiden Bioto-
pen führt zu einer Gesamtbelastung von 22,8 kg N /(ha*a) auf dem Flurstück 579 bzw. 
28,9 kg N /(ha*a) auf dem Flurstück 577. Die Spanne des Critical Loads für den Lebens-
raumtyp „magere Flachland Mähwiesen“ beträgt 11 - 43 kg N /(ha*a). Die Gesamtbelas-
tung liegt damit unter der oberen Schwellenwert der betroffenen Lebensraumtypen. So-
mit kann eine erhebliche Beeinträchtigung der mageren Flachland-Mähwiesen durch 
Stickstoffeintrag verursacht durch die Biogasanlage ausgeschlossen werden. Eine weite-
re Prüfung ist nicht erforderlich. 
 
 
Abstand 

Die GEU - Gesellschaft für Energie und Umwelt mbH wurde von der Stehle-Köberle-
Biogas GbR beauftragt, eine gutachterliche Stellungnahme zur Überprüfung von schädli-
chen Umweltauswirkungen und Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nr. 13 der RICHTLINIE 
2012/18/EU zu erstellen. 

Beim Schadenereignis „Biogasfreisetzung durch Versagen der Gasspeicherfolie“ wird 
davon ausgegangen, dass der Behälter vollständig von Substrat entleert und zu 100 % 
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mit Biogas gefüllt ist. Bei der konservativen Beurteilung des größtmöglichen Scha-
densausmaßes, wird bei dem betrachteten Schadensereignis der maximal freizusetzen-
de Gasinhalt berücksichtigt. 

Es werden folgende Schadensereignisse berücksichtigt 

- Explosionsüberdruck 

- Wärmestrahlung 

- Ausbreitung toxischer Gase 

 

Für Biogasanlagen gibt es gem. StörfallV (12. BImSchV) keine allgemeingültigen Ab-
stände und Abstandsempfehlungen zu schutzbedürftigen Gebieten. Der Leitfaden KAS-
18 in Verbindung mit der Arbeitshilfe – Szenarienspezifische Fragestellungen zum Leit-
faden KAS-18, Kapitel 1 „Biogasanlagen“ werden zur Ermittlung angemessener Abstän-
de der Biogasanlage der Stehle-Köberle Biogas GbR herangezogen. Die Berechnungen 
erfolgen mit Software ProNuSs 9. Die gem. KAS-18 bzw. KAS-32 ermittelten, angemes-
senen Abstände […] beziehen sich nur auf den Menschen bzw. dessen Leben und kör-
perliche Unversehrtheit als zu schützende Rechtsgüter (KAS 18, Kap. 2.1.2, letzter Ab-
satz). 

 
 
Explosionsüberdruck 

Gem. KAS-18 ist der Toleranzbelastungswert für den Explosionsüberdruck mit 0,1 bar 
angegeben. Der maximale Explosionsüberdruck liegt bei 0,05 bar. Der Toleranzbelas-
tungswert wird unterschritten. 

 
 
Wärmestrahlung 

Die zulässige kritische Bestrahlungsstärke beliebiger Dauer für das „Schutzgut Mensch“ 
liegt bei 1,6 kW/m² (Grenze für nachteilige Wirkungen). Die zulässige kritische Bestrah-
lungsstärke für öffentliche Straßen liegt bei 4,5 kW/m². 

Die Bestrahlungsstärke in Lee wird als maßgebliche Wärmestrahlungsbelastung der Ab-
standsermittlung zu Grunde gelegt. Mit einer Wärmestrahlungsbelastung von 4,5 kW/m² 
ist in einer Entfernung von 90,87 m zu rechnen. In einer Entfernung von 97,45 m ist mit 
einer Wärmestrahlungsbelastung gem. des in der KAS-18 zugrunde gelegten Grenzwer-
tes von 1,6 kW/m² zu rechnen. In diesem Bereich  

Die Bestrahlungsstärke ist unter Berücksichtigung der bei einer Verpuffung nur kurzzeitig 
andauernden Strahlungsdauer als unkritisch zu bewerten. Innerhalb des berechneten 
Abstandes von 97,45 m ist nicht mit einem dauerhaften Aufenthalt von Menschen zu 
rechnen. 
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Ausbreitung toxischer Gase - Schwefelwasserstoff 

Bei der Planung im Umfeld von Betriebsbereichen wird als Kriterium toxischer Gefahren 
gem. KAS-18 die Verwendung des ERPG-2-Wertes eines Stoffes empfohlen. Der ERPG-
2-Wert ist definiert als die maximale luftgetragene Konzentration bei der davon ausge-
gangen wird, dass unterhalb dieses Wertes beinahe sämtliche Personen bis zu einer 
Stunde lang exponiert werden könnten, ohne dass sie unter irreversiblen oder sonstigen 
schwerwiegenden gesundheitlichen Auswirkungen oder Symptomen leiden bzw. solche 
entwickeln, die die Fähigkeit einer Person beeinträchtigen könnten, Schutzmaßnahmen 
zu ergreifen. 

Der ERPG-2-Wert von 30 ppm wird unter den obengenannten Bedingungen in einer Ent-
fernung von 213,4 m unterschritten. 

Das betrachtete Szenario „Biogasfreisetzung durch Versagen der Gasspeicherfolie“ am 
Gärrestlager, stellt das größtmögliche Schadensereignis dar. Die gewählten Eingangspa-
rameter, Leckgröße und Ausflussziffer, welche den Berechnungen zu Grunde gelegt 
wurden, entsprechen den Anforderungen der KAS-18/KAS-32 bzw. beruhen auf Exper-
tenempfehlungen und sind konservativ gewählt. 

Im Ergebnis lässt sich zusammenfassen, dass, die Gr enzwerte bzw. Achtungsab-
stände in allen Gutachten unterschritten werden. 
 
 
FFH-Vorprüfung in Baden-Württemberg 
Zur überschlägigen Ermittlung möglicher erheblicher Beeinträchtigung durch das Vorha-
ben der Biogasanlage der Stehle-Köberle Biogas GbR wurde das Formblatt zur Natura 
2000 – Vorprüfung in Baden-Württemberg durch die GEU – Gesellschaft für Energie und 
Umwelt mbH erstellt (vgl. Anlage 9) .  
 
Betrachtet werden muss der Lebensraumtyp LRT 3260 Fließgewässer mit flutender 
Wasservegetation. Betrachtet wurde eine mögliche Eutrophierung und Versauerung 
durch Stickstoffdeposition. Der Lebensraumtyp ist wenig Stickstoff-empfindlich. Aus der 
Berechnung der Vorbelastung und Zusatzbelastung lässt sich ableiten, dass eine erheb-
liche Beeinträchtigung des FFH-Gebiets ausgeschlossen werden kann. 
 
 
 

6. Umweltbericht 
 

Die Grünordnungsplanung im Sinne einer landschaftspflegerischen Begleitplanung wur-
de als Umweltbericht zum vorhabenbezogen Bebauungsplan „Stehle-Köberle Biogas 
GbR“ erstellt und ist in Anlage 1  dieser Begründung beigefügt. Zum Umweltbericht ge-
hört ein Bestandsplan und ein Maßnahmenplan. Die Maßnahmen sind im Textteil und 
den Örtlichen Bauvorschriften festgesetzt und erhalten über den Satzungsbeschluss des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans und den Satzungsbeschluss der Örtlichen Bau-
vorschriften ihre Rechtsverbindlichkeit. Die externen Kompensationsmaßnahmen außer-
halb des Geltungsbereichs sind im Umweltbericht beschrieben, im vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan festgesetzt und als Bestandteil des Durchführungsvertrages mit entspre-
chendem Grundbucheintrag erhalten sie ihre Rechtsverbindlichkeit.  
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Im südwestlichen Bereich des Plangebiets (SO3) sind die vorhandenen Grünflächen im 
bestehenden Umfang zu erhalten, sie werden als private Grünflächen (Hausgarten) fest-
gesetzt. Eine weitere Flächenversiegelung ist nicht zulässig. 
 
 
Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und Kompensat ion 

 
Die wesentlichen Beeinträchtigungen auf den Naturhaushalt und die Landschaft sind mit-
tels Vermeidungs-, Minimierungs- und Kompensationsmaßnahmen auf ein gemindertes 
Maß zu reduzieren. Dabei sind wirksame Maßnahmen zum Boden- und Wasserschutz, 
zur Einbindung der Anlage in das Landschaftsbild und zur Kompensation verloren ge-
hender Lebensräume für Tiere, Pflanzen und die Biologische Vielfalt umzusetzen. 
 
Vermeidungsmaßnahmen 

 
V 1 Fachgerechter Umgang mit Gefahrenstoffen und Ab fall 

Maßnahme: 

Durch sachgerechten und vorsichtigen Umgang entsprechend den anerkannten Regeln 
der Technik mit Öl-, Schmier- und Treibstoffen sowie regelmäßige Wartung der Bauma-
schinen sind jegliche Beeinträchtigungen des Bodens und des Grundwassers zu vermei-
den. Handhabung von Gefahrenstoffen und Abfall nach einschlägigen Fachnormen. 
Begründung: 

Schutz von Boden und Grundwasser. 
Festsetzung: 

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
 

V 2 Fällen von sieben Obstbäumen außerhalb der Zeit  vom 01. 03 bis 30. 09. (Brutzeit 
von Vögeln (siehe Maßnahmenplan) 

Maßnahme + Begründung: 

In den Bäumen könnten Vögel nisten. Um eine Tötung von Tieren zu vermeiden, sind die 
Gehölze aus artenschutzrechtlichen Gründen außerhalb der Brutzeit zu roden. Falls eine 
Rodung in dieser Zeit unumgänglich ist, ist eine Genehmigung der Unteren Naturschutz-
behörde einzuholen. 
 

Festsetzung: 

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
 

V 3 Schutz von nach § 32 NatSchG BW geschützter Fel dhecke während der 
Bauarbeiten 

Maßnahme: 

Schutz vor Überfahren der Feldhecke während der Baumaßnahme. Keine Lagerung von 
Baumaterial im Bereich der Hecke. 
 

Begründung: 

Vermeidung der Beeinträchtigung von gesetzlich geschützten Biotopen und von Brut-, 
Nahrungs- und Rückzugsraum für Vögel. 
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Festsetzung:  

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
 

V 4 Ökologische Baubegleitung bei zukünftigen Bauma ßnahmen an der Maschinen-
halle 

Maßnahme: 

Sollten in Zukunft bauliche Veränderungen an der Maschinenhalle erfolgen, sind diese 
durch eine ökologische Baubegleitung in Bezug auf Rauchschwalben zu überwachen. 
Arbeiten am Gebäude, welche die Fortpflanzungsstätte beeinträchtigen könnten, sollten 
nach Möglichkeit außerhalb der Brutzeit durchgeführt werden. Bei festgestellter Beein-
trächtigung sind ggf. Maßnahmen zu treffen (etwa Anbringung künstlicher Nisthilfen). Die 
ökologische Baubegleitung ist durch einen Fachgutachter durchzuführen. Die Ergebnisse 
sind durch den Gutachter bzw. die ökologische Baubegleitung zu dokumentieren und der 
zuständigen Naturschutzbehörde vorzulegen. 
Begründung: 
Vermeidung der Beeinträchtigung von gesetzlich geschützten Brutplätzen 
Festsetzung:  
Städtebaulicher/öffentlich-rechtlicher Vertrag zwischen der Stadt Sigmaringen, dem 
Landwirt (Vorhabensträger) und dem Landratsamt Sigmaringen. 
 

V 5 Errichtung eines Havariewalls  

Maßnahme: 

Errichtung eines 1,5 m über Geländeoberkante hohen Erdwalls um den westlichen Be-
reich der Anlage, der im Falle einer Havarie das Auslaufen von Substrat in den nahege-
legenen Bach verhindert. 
 
Begründung: 
Schutz von Oberflächengewässern und ihrer Lebewesen vor Schadstoffeintrag 
Schutz des FFH-Gebietes „Donau zwischen Riedlingen und Sigmaringen“ 
Festsetzung:  
§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB, (§ 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 
 

 
Minimierungsmaßnahmen 

 
M 1 Schutz des Oberbodens  

Maßnahme: 

Unbelasteter Oberboden ist im Bereich der geplanten Baumaßnahmen und auf der zur 
Auffüllung vorgesehenen Fläche abzutragen, zwischenzulagern und auf die geplanten 
Böschungen wiederaufzutragen. Überschüssiger Oberboden wird auf den Flurstücken 
612 und 645 (regenerationsbedürftige Ackerflächen im Bereich der Trasse der Boden-
seewasserversorgung) östlich des Plangebietes aufgebracht. Lagerung von Oberboden 
in Mieten von höchstens einem Meter Höhe, bei Lagerung länger als einem Jahr ist eine 
fachgerechte Zwischenbegrünung anzusäen. Die DIN 18915 ist anzuwenden.  
 

Begründung: 

Weitgehender Erhalt der Bodenfunktionen, Schutz vor Bodenverdichtung, Erosion und 
Verunkrautung 



Vaßen, GEU – Gesellschaft für Energie 
und Umwelt mbH 
23.02.2018 | Kohler, Gold, Schwarz 

Reik Ingenieurgesellschaft mbH 
Infrastruktur und Umwelt 
23.02.2018 | Schn 

Kreisstadt Sigmaringen  
Stadtplanungsamt 

Begründung 

 

Seite 24 von 39 

Festsetzung:  

Hinweis im Bebauungsplan 
 

M 2 Versickerung von unbelastetem Niederschlagswass er  

Maßnahme: 

Niederschlagswasser, welches auf Wiesen- und Böschungsflächen außerhalb der vorge-
sehenen Umwallung anfällt, wird nicht gefasst und versickert schadlos über den umlie-
genden, bewachsenen Oberboden. 
 
Sauberes Niederschlagswasser von Dach- und Hofflächen wird im Bereich des lokalen 
Tiefpunktes, welcher als Rückhalteraum für sauberes Niederschlagswasser ausgebildet 
wird, gefasst. Bei Bedarf wird nach Sichtkontrolle das saubere Niederschlagswasser über 
einen Entwässerungsschacht und angeschlossener erdverlegter Rohrleitung (mit Dros-
selabfluss) dem bestehenden Seitengraben außerhalb der geplanten Umwallung zuge-
führt. 
Begründung: 

§ 55 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) gibt vor, dass Niederschlagswässer 
von Grundstücken ortsnah schadlos versickert, verrieselt oder in ein oberirdisches Ge-
wässer eingeleitet werden sollen.  
Festsetzung:  

§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB, (§ 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 
 

M 3 Schadlose Entsorgung anfallender Sicker- und ve runreinigter Oberflächenwasser  

Maßnahme: 

Das im Bereich des Abtankplatzes zwischen den Substratendlagern (3.103 B, 3.104 B) 
anfallende, verunreinigte Niederschlagswasser wird durch umseitige Aufkantung vom 
Einzugsgebiet des sauberen Niederschlagswassers abgegrenzt. Das verunreinigte Nie-
derschlagswasser wird mit einem Gefälle dem geplanten Schmutzwasserschacht zuge-
führt und anschließend landwirtschaftlich verwertet.  
Begründung: 

Schutz des Grundwassers vor Schadstoffeintrag 
Festsetzung:  

§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB, (§ 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 
 

M 4 Verwendung offenporiger Beläge auf unbelasteten  Flächen  

Maßnahme: 

Die Ausweichbuchten am Stichleweg und unbelastete Rangier- und Zufahrtsbereiche 
sind soweit möglich mit offenporigen, wasserdurchlässigen Belägen auszuführen. Geeig-
nete Beläge sind Rasenfugenpflaster, Schotterrasen, Betonrasensteine, wassergebun-
dene Decke. 
Begründung:  

Teilerhalt der Bodenfunktionen, Minimierung der Eingriffe in den Bodenwasserhaushalt 
durch Teilversickerung des Niederschlagswassers 
Festsetzung: 

§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 
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M 5 Verwendung von dezenten Farben für die Gestaltu ng der baulichen Anlagen 

Maßnahme: 

Die Wandfarben der Gebäude und Behälter sowie deren Abdeckung sind mit dezenten 
matten Farben zu gestalten. 
Begründung: 

Minimierung der Fernwirkung, Einbindung in das Landschaftsbild. 
Festsetzung:  

§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 
 

M 6 Verwendung insektenschonender Beleuchtung 

Maßnahme: 

Für die Hofbeleuchtung sind insektenschonende, dimmbare Leuchtmittel in nach unten 
strahlenden Lampenträgern zu verwenden (NA, NAV oder vergleichbare Leuchtmittel). 
Die Leuchtkörper sind vollständig eingekoffert, der Lichtpunkt befindet sich im Gehäuse.  
Begründung: 

Schutz von Insekten, Minimierung der Lockwirkung auf nachtaktive Tiere, Minimierung 
der Lichtemissionen auf Mensch und Tier. 
Festsetzung:  

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
 

M 7 Einbindung der baulichen Anlagen ins Gelände 

Maßnahme: 

Die Substratendlager sind durch entsprechende Geländemodellierungen in die Land-
schaft einzubinden. Dies erfolgt durch die teilweise Auskofferung des Geländes und die 
Anböschung der Behälterwände im Zuge der Baumaßnahme mit ausgehobenem Boden. 
Wiederauftrag von Oberboden und Ansaat mit Fettwiesensaatgut wie bei Maßnahme  
K 2. Pflege ebenfalls wie bei K 2. Die Böschung und z. T. der Havariewall wird auf einem 
Streifen von 5 m Breite mit heimischen Sträuchern autochthoner Herkunft bepflanzt. (sie-
he M 8). 
Begründung: 

Minimierung der Fernwirkung, Einbindung in das Landschaftsbild. 
Festsetzung:  

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
 

M 8 Strauch- und Baumpflanzungen zur Eingrünung der  baulichen Anlagen (siehe 
Maßnahmenplan) 

Maßnahme: 

Auf dem Gelände um die baulichen Anlagen herum erfolgt innerhalb der festgesetzten 
Grünflächen eine Bepflanzung mit Sträuchern und Einzelbäumen.  
Pflanzung von heimischen und standortgerechten Sträuchern autochthoner Herkunft 
gemäß Pflanzliste im Anhang II. Pflanzabstand in und zwischen der Reihe 1,5 m. 
Pflanzqualität: 2xv, 60-100 cm. 
Pflanzung von standortgerechten, gebietsheimischen, hochstämmigen Laubbäumen in-
nerhalb der östlichen Grünflächen, Arten und Pflanzqualität siehe Pflanzliste im Anhang 
I; (StU mind. 12-14 bei Pflanzung), Bindung mittels Pflock. Dauerhafter Erhalt und Pflege 
der Pflanzungen. Bei Abgang sind Ersatzgehölze in gleicher Qualität zu pflanzen. 
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Begründung: 

Minimierung der Fernwirkung und Blickbeziehungen, Einbindung in das Landschaftsbild, 
Schaffung von Brut-, Nahrungs- und Rückzugsraum für Vögel, Schaffung von Land-
schafts-Strukturelementen. 
Festsetzung:  

§ 9 Abs. 1 Nr. 20/ 25a BauGB 
 

M 9 Dauerhafter Erhalt und Pflege der Hochstammobst wiese (siehe Maßnahmenplan) 

Maßnahme: 

Erhalt der Streuobstwiese durch dauerhafte fachgerechte Pflege, Ersatz bei Abgang. 
Begründung: 

Erhalt von Biotopstrukturen als Lebensraum für Tiere, Erhalt von Landschafts-
Strukturelementen als Eingrünung/Sichtschutz. 
Festsetzung: 

Städtebaulicher/öffentlich-rechtlicher Vertrag zwischen der Stadt Sigmaringen, dem 
Landwirt (Vorhabensträger) und dem Landratsamt Sigmaringen. 
 

M 10 Rückbauverpflichtung 

Maßnahme: 

Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die Anlagen nach evtl. dauerhafter Aufgabe der 
Nutzung zurückzubauen und Bodenversiegelungen zu beseitigen. 
Begründung: 

Wiederherstellung von Biotopstrukturen als Lebensraum für Tiere, Wiederherstellung des 
Landschaftsbildes. 
 
Festsetzung: 

Durchführungsvertrag zum Vorhabenbezogenen B-Plan Biogasanlage zwischen Vorha-
benträger und Stadt Sigmaringen. 
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Externe Kompensationsmaßnahmen 
 
Alle folgenden externen Kompensationsmaßnahmen liegen außerhalb des Geltungsbereiches 
des Bebauungsplans und müssen daher über einen städtebaulichen/öffentlich-rechtlichen Ver-
trag zwischen der Stadt Sigmaringen, dem Landwirt (Vorhabensträger) und dem Landratsamt 
Sigmaringen gesichert werden. 
 

K 1 Anpflanzung von Einzelbäumen auf Flurstück Nr. 571, Gemarkung Laiz (Lage siehe 

Maßnahmenplan) 

Maßnahme: 

Ergänzung der Streuobstwiese auf Flurstück Nr. 571 mit hochstämmigen Obstbäumen, (StU 
mind. 10-12 bei Pflanzung); Pflanzung einer Reihe standortgerechter, gebietsheimischer, hoch-
stämmiger Laubbäume am nördlichen Rand des Flurstückes 571 (StU mind. 12-14 bei Pflan-
zung); Pflanzung von Laubbäumen oder Hochstammobstbäumen auf der westlichen Seite des 
Stichleweges entlang der geplanten Ausweichbucht und in festgesetzter Grünfläche (StU mind. 
12-14 bei Pflanzung); Bei der Pflanzung der hochstämmigen Laubbäume sind standortgerechte 
heimische Baumarten aus autochthoner Herkunft zu verwenden. (Arten siehe Pflanzliste im An-
hang I des UB). Bei Abgang der Gehölze ist adäquater Ersatz zu pflanzen. Bindung mittels 
Pflock. Die genaue Lage auf dem Flurstück ist in der Örtlichkeit festzulegen. Die Bäume sind 
dauerhaft zu pflegen, zu erhalten und fachgerecht zu schneiden.  
Begründung: 

Schaffung von Brut-, Nahrungs- und Rückzugsraum für Tiere in einer intensiv landwirtschaftlich 
genutzten Landschaft, Erhalt bzw. Verbesserung der biologischen Vielfalt, Minimierung der 
Fernwirkung der Anlage und der Blickbeziehungen, Schaffung und Erhalt von Landschafts-
Strukturelementen 

 

Abb. 1: Geplante Ergänzung der Streuobstwiese (K 1), rechts im Bild verläuft der Stichleweg 
 
K 2 Umwandlung von Acker zu Grünland auf Flurstück 563 westlich der bestehenden 
Hofstelle, Gemarkung Laiz, (Lage siehe Maßnahmenpla n) 

Maßnahme: 

Das Flurstück Nr. 563 mit derzeitigem Ackerstatus wird in extensives Grünland umgewandelt mit 
Entwicklung und Pflege einer mäßig artenreichen Fettwiese. Ansaat mit authochthonem Saat-
gut, z. B. Fettwiesenmischung für die freie Landschaft (Firma Syringa oder vergleichbares Saat-
gut). Dreischnittnutzung ohne Düngung. Mahd 3x jährlich je nach Aufwuchs. 1. Mahd zur Haupt-
blütezeit der bestandsbildenden Gräser, Anfang bis Mitte Juni, spätestens Ende Juni, 2. Mahd 
frühestens 8 Wochen später, 3. Mahd im September/Oktober. Abfuhr des Mähgutes. Düngung 
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nach zu starkem Nährstoffentzug durch Festmist oder mineralischen Dünger im Abstand von 2 
Jahren. 
Begründung: 

Aufwertung der Bodenfunktionen und Verbesserung des Bodenwasserhaushalts durch Verringe-
rung der Bodenbewirtschaftung und Nährstoffeinträge, Stärkung des Biotopverbunds mittlerer 
Standorte  
 
K 3 Anpflanzung von Einzelbäumen auf Flurstück 563 westlich der bestehenden 
Hofstelle, Gemarkung Laiz, (Lage siehe Maßnahmenpla n) 

Maßnahme: 

Pflanzung von zwei Reihen hochstämmiger Obstbäume, Abstand in der Reihe mind. 10-12m. 
(StU 10-12 bei Pflanzung), Arten und Pflanzqualität siehe Pflanzliste im Anhang I, bei Abgang 
der Gehölze ist adäquater Ersatz zu pflanzen. Bindung mittels Pflock. Die Bäume sind dauerhaft 
zu erhalten, zu pflegen und fachgerecht zu schneiden. Die genaue Lage auf dem Flurstück ist in 
der Örtlichkeit festzulegen. Düngung für die Obstbäume in Form von Festmist oder minerali-
schem Dünger. 
Begründung: 

Schaffung von Brut-, Nahrungs- und Rückzugsraum in einer intensiv landwirtschaftlich genutzten 
Landschaft, Erhalt bzw. Verbesserung der Biologischen Vielfalt, Minimierung der Blickbeziehun-
gen von Westen auf die bestehende Anlage, Schaffung und Erhalt von Landschafts-
Strukturelementen. 
 
K 4 Strauchpflanzung auf Flurstück 563 auf Böschung  von bestehendem Fahrsilo 

unmittelbar westlich der bestehenden Hofstelle, Gem arkung Laiz (Lage siehe 
Maßnahmenplan) 

Maßnahme: 

Auf der Böschung des bestehende kleinen Fahrsilos westlich der Hofstelle „Christelhof“ sind 
heimische und standortgerechte Sträucher autochthoner Herkunft gemäß Pflanzliste im Anhang 
II zu pflanzen. Pflanzabstand in und zwischen der Reihe 1,5 m. Pflanzqualität: 2xv, 60-100 cm. 
Dauerhafter Erhalt und Pflege der Pflanzungen. Bei Abgang ist adäquater Ersatz zu pflanzen.  
Begründung: 

Minimierung der Fernwirkung und Blickbeziehungen, Einbindung in das Landschaftsbild, Schaf-
fung von Brut-, Nahrungs- und Rückzugsraum, Erhalt bzw. Verbesserung der Biologischen Viel-
falt, Schaffung von Landschafts-Strukturelementen. 

 

Abb. 2: rote Linie =Flurstück 563, geplante Maßnehmen K2, K3, K4 
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K 5 Aufwertung von nach § 32 NatSchG BW geschützten  Teichbiotopen auf Flst. Nr. 

347, 348, 349 Gemarkung Vilsingen 

TK-Ausschnitt 

 
 

Fotos Bestand 

  

  
Abb. 3: Fotos zum Bestand der Kompensationsmaßnahme K5 
 

K 5 K 6 
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Maßnahme: 

Die auf einer Waldlichtung gelegenen Teiche (geschützter Biotop Nr.: 1792 0437 5812) sind 
derzeit durch hohe Fichten entlang des gesamten westlichen Bereiches der Wasserflächen stark 
beschattet. Im nördlichen Teich kommt Wasser-Knöterich (FFH-LRT) vor. In den meist schmalen 
Verlandungs- und Uferbereichen sind Rohrkolben-Röhrichte sowie Sumpfseggenriede entwi-
ckelt, im östlichen Uferbereich stockt Uferweiden-Gebüsch (Biotopbeschreibung LUBW vom 
27.09.2011). Durch Roden der standortfremden Fichten und evtl. behutsame Herausnahme und 
Rückschnitt einzelner weiterer Sträucher werden die aktuell stark beschattete Wasserfläche und 
Uferzone aufgewertet, indem sie Licht bekommen. Evtl. Pflanzung von einzelnen Sträuchern 
oder Verpflanzung von vorhandenen Röhrichten im Bereich der gerodeten Fichten, um Ausbrei-
tung von Neophyten auf den geschaffenen Rohbodenflächen möglichst zu vermeiden. Entwick-
lungsziel sind besonnte Teiche mit gut ausgebildeter Makrophytenvegetation und einer mög-
lichst vielfältigen Artenausstattung an Libellen und Amphibien. Entwicklung von Hochstauden- 
und Röhrichtfluren an den Rändern der Teiche. Die Maßnahmen sind vor Ort mit der Unteren 
Naturschutzbehörde festzulegen, ggf. ist neben dem Roden von Gehölzen und dem Rückschnitt 
von Sträuchern ein Aushub der Gewässer erforderlich. Ein Fischbesatz der Teiche darf nicht 
erfolgen, um die Artenvielfalt an aquatischen Lebewesen zu erhalten bzw. zu fördern. 
 
Begründung: 

Aufwertung eines geschützten beeinträchtigten Biotopes, Schaffung von Brut-, Nahrungs- und 
Rückzugsraum für Vögel, Verbesserung des Lebensraumes für aquatische Flora und Fauna, 
Erhalt bzw. Verbesserung der Biologischen Vielfalt. 
 

K 6 Strauchpflanzung zur Anlage eines Waldsaumes au f Flst. Nr. 341, Gemarkung 

Vilsingen (zur Lage der Maßnahme siehe TK- Ausschni tt unter K 5) 
Maßnahme: 

Am südlichen Rand des Flurstücks ist ein 7m breiter Streifen mit heimischen und standortge-
rechten Sträuchern gemäß Anhang II anzupflanzen (Fläche ca. 800m²). Pflanzabstand in und 
zwischen der Reihe 2,0 m. Pflanzqualität: 2xv, 60-100 cm Dauerhafter Erhalt und Pflege der 
Pflanzungen. Bei Abgang sind Ersatzgehölze in gleicher Qualität zu pflanzen. Einzelne bereits 
vorhandene Sträucher können stehen gelassen werden.  
Begründung: 

Optimierung der Waldrandstruktur, Schaffung von Brut-, Nahrungs- und Rückzugsraum, Schaf-
fung von Landschafts-Strukturelementen 
Festsetzung:  

§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 
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Abb. 4: Bestand Waldrand im Bereich der Kompensationsmaßnahme K6, rote Umrandung = 
Fläche für geplante Strauchpflanzung 
 

K 7 Extensivierung von Fettwiesen entlang des Riedg rabens auf den Flurstücken Nr. 

256, 257, 236 Gemarkung Vilsingen  

TK-Ausschnitt 

 
 
 
 
 

K 7 



Vaßen, GEU – Gesellschaft für Energie 
und Umwelt mbH 
23.02.2018 | Kohler, Gold, Schwarz 

Reik Ingenieurgesellschaft mbH 
Infrastruktur und Umwelt 
23.02.2018 | Schn 

Kreisstadt Sigmaringen  
Stadtplanungsamt 

Begründung 

 

Seite 32 von 39 

Luftbild-Ausschnitt 

 

 
Abb. 5: Lage der Maßnahme K 7 südlich von Vilsingen, Entwicklung von artenreichen Feucht-
wiesen durch Extensivierung (grüne Schraffur), lila Umgrenzung= nach §32 NatSchG geschütz-
te Biotope, meist Naßwiesen;, (unmaßstäblich) 
 
Maßnahme: 

Extensive Nutzung des Grünlandes mit dem Ziel der Entwicklung einer artenreichen Feuchtwie-
se. Mahd 2-3x jährlich je nach Aufwuchs. In den ersten 5 Jahren erfolgt eine 3-malige Mahd mit 
Abräumen des Mähgutes zur Ausmagerung der Flächen. Mahdtermine: 1. Schnitt Anfang Juni, 
2. Schnitt mind. 8 Wochen später, 3. Schnitt: Mitte September. Nach 5 Jahren Überprüfung des 
Flächenzustandes und ggf. Übergang zu einem 2x jährlichen Mahdturnus mit Abräumen des 
Mähguts. Der erste Schnitt erfolgt dann ab 1. Juni, der 2. Schnitt mindestens 8 Wochen später. 
Die Fläche wird nicht gedüngt. (Sollten die Flächen nach Jahren zu stark ausgemagert sein, ist 
nach Absprache mit der Unteren Naturschutzbehörde eine Düngung möglich.) Ab 15.3. bis zum 
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ersten Schnitt darf keine Bodenbearbeitung erfolgen. Evtl. vorhandene Drainagen sollten nach 
Möglichkeit nicht mehr freigehalten werden.  
 

Begründung: 

Schaffung von Lebens-, Rückzugs- und Nahrungsraum für Insekten, Amphibien, Reptilien und 
Vögel Förderung von typischen Feuchtwiesenarten, Stärkung des Biotopverbunds mit nach § 30 
BNatSchG geschützten Nasswiesen im Umfeld. 

 
 
 

CEF-Maßnahme Anlage eines Ackerbrachestreifens auf Flurstück Nr. 694, Gemarkung 
Laiz , Luftbild-Ausschnitt 

 
Abb. 13: Lage der CEF-Maßnahme südwestlich des Chri stelhofes, Anlage eines 

Ackerbrachestreifens (Luftbild-Quelle LUBW, unmaßst äblich) 

 
Maßnahme: 

Größe: 8 m Breite x 60 m Länge = 480 m² 
Die Maßnahmenfläche liegt in einer weitgehend offenen Landschaft, inmitten von großen zu-
sammenhängenden Ackerschlägen.  
Dauerhafte Anlage eines mindestens 8 m breiten, mehrjährigen Buntbrachestreifens auf Flur-
stück 694, Gemarkung Laiz. Einsaat einer Saatgutmischung aus regionalem Saatgut mit mehr-
jährigen Arten (z. B. Nr. 23 „Blühende Landschaft – mehrjährig“ Rieger-Hofmann GmbH oder 
Mischung 13 „Wildblumen für Wildbienen, Wildblumenwiese“, Syringa-Gärtnerei) oder qualitativ 
vergleichbarem autochthonem Saatgut. Umbruch und Neuansaat alle 5 Jahre.  
Die Streifen dürfen nicht als Vorgewende dienen. Verzicht auf Mahd, mechanische Unkraut-
bekämpfung, Pflanzenschutz- und Düngemitteleinsatz.  
 
Begründung : 
Schaffung von Feldlerchenhabitaten als Ersatz von verlorenen potenziellen Lebensräumen im 
Plangebiet, Ackerbrachestreifen können als Anflugbahnen genutzt werden, um zu den im Acker 
versteckten Nestern zu gelangen, Biotopvernetzung in der intensiv genutzten Ackerlandschaft, 
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Schaffung von Nahrungshabitaten für Vögel, Insekten und andere feldbewohnende Tiere, 
Aufwertung des Lebensraums für Offenlandbrüter (z. B. Grauammer, Schafstelze etc.), 
Verbesserung der Nahrungsversorgung und der Zugänglichkeit im Randbereich der Bestände 
für Offenlandbrüter. 

 
 
 

7.  Umweltverträglichkeitsprüfung 
 
Zur Erlangung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung wird dem Vorhaben eine 
standortbezogene Vorprüfung des Einzellfalls gem. § 3c Satz 1 UVPG vorgeschaltet. 
Diese UVP-Vorprüfung ist Bestandteil des BImSch-Antrags. 
 
 
 

8.  Fachbeiträge zur Planung 
 
Erläuterungsbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungs planverfahren, Anlage 3: 
Hier werden die geplanten Anlagenteile, geplante Umnutzungen bestehender Anlagen-
teile und der Anlagenbetrieb, das Verfahren und Angaben zu Einsatzstoffen, zur erzeug-
ten Energie (Wärme und Strom) bis hin zur Nutzung der anfallenden Energie, Wärme-
netz, Wärmespeicherung etc. gemacht. Beschrieben sind auch der Anfall und die Ver-
wertung der Gärreste. Weitere Inhalte sind die Arbeits- und Anlagensicherheit, Angaben 
zu Abfällen, Abwasser, Energieeffizienz, Betriebseinstellung, Auswirkungen auf die Um-
welt wie Verkehr mit Darstellung verschiedener Fahrwege A, B, C, Lärmemissionen, Luft-
reinhaltung Gewässer und Naturschutz. 
 
Vorhabenplan „ Stehle-Köberle Biogas GbR“ in Sigmaringen-Laiz Anlage 4:  
Vorhaben- und Erschließungsplan mit Lageplan, und Schnitten zu den geplanten bauli-
chen Anlagen, Visualisierung der geplanten Pufferspeicher zur Darstellung der Einbin-
dung in die Örtlichkeit. 
 
 
 

9.  Prüfung alternativer Planungsmöglichkeiten 
 
Die Biogasanlage der Stehle-Köberle Biogas GbR versorgt bereits heute öffentliche Ein-
richtungen in Sigmaringen und Wohngebäude südlich des Teilorts Laiz (Bereich Ziegel-
gasse) mit Wärme. Zur künftigen Sicherstellung der Versorgung wird die Biogasanlage in 
geringem Maße ausgebaut und durch zwei Substratendlager und weitere technische An-
lagen ergänzt.  
 
Durch das bestehende Versorgungsnetz ist die Anlage standortgebunden. Eine Prüfung 
alternativer Planungsmöglichkeiten beschränkte sich deshalb auf Flächen in einem Ra-
dius auf bis zu 2.000 m Entfernung von der bestehenden Biogasanlage.  
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Auf den der Biogasanlage direkt umliegenden Flächen ist größtenteils keine Bebauung 
zulässig. Es handelt sich hierbei um folgende Bereiche:  
 
- Gewässerrandstreifen i. S. d. § 68 b Wassergesetz (WG). 
- Bereiche, die aufgrund vorherrschender Topographie baulich schwer erschließbar 

sind. 
- Flurstücke, die nicht im Eigentum des Anlagenbetreibers sind und auf denen ein Zu-

kauf bzw. Flächentausch voraussichtlich nicht möglich ist. 
 
Die umliegenden Flächen, auf denen keine Bebauung zulässig ist, sind im Vorhabenplan 
dargestellt (vgl. Anlage 4) . 
 
Die Standortalternativenprüfung  zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Stehle-
Köberle Biogas GbR“ ist in Anlage 2  dieser Begründung beigefügt. Es wurden 4 alterna-
tive Standorte in einem Radius von bis zu 2.000 m Entfernung von der bestehenden Bio-
gasanlage untersucht. Die Prüfung der Standortalternativen auf Eignung hat ergeben, 
dass aufgrund der bestehenden Leitungsführung des Wärmenetzes, der vorhandenen 
Verkehrsinfrastruktur, der Nähe zur Biogasanlage und damit der Verringerung von erhöh-
tem Verkehrsaufkommen der geplante Standort Christelhof vernünftigerweise am geeig-
netsten scheint, die geplanten Vorhaben zu realisieren. Eine Minimierung der Energie-
verluste und der Transportbewegungen wirkt sich positiv auf die Energiebilanz des Ge-
samtbetriebes aus. 
 
Zudem erweist sich aus Sicherheitsgründen u. E. als vorteilhaft, dass der Betriebsleiter 
am Betriebsstandort wohnt und lebt. Eine regelmäßige Prüfung der Anlage und eine 
frühzeitige Erkennung von Abweichungen zum Regelbetrieb vermindern das Risiko stör-
fallbedingter Schadauswirkungen auf umliegende schutzbedürftige Gebiete. 
 
Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht sind durch den zu erwartenden Betrieb der erwei-
terten Biogasanlage keine negativen Auswirkungen zu erwarten. 
 
Eine Verlagerung der Gärrestlager inkl. Abtankplatz, der BHKW, der Gasaufbereitung 
inkl. Gaseinspeisung führt zu technischen, logistischen, wirtschaftlichen und energeti-
schen bzw. umweltrelevanten Mehrbelastungen. 
 
Durch die Nutzung der vorhandenen Kapazitäten am Standort „Christelhof“ ist mit den 
geringsten Auswirkungen auf Mensch und Umwelt zu rechnen. 
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10.  Überschlägige Flächenbilanz und Strukturdaten 

 
Geltungsbereich vorhabenbezogener Bebauungsplan ca. 3,44 ha. Die Bauflächen sind 
als sonstiges Sondergebiet „Erneuerbare Energien“, Zweckbestimmung „Biogasanlage“ 
festgesetzt. 
 
Nutzung Ca.-Fläche in m²  

SO1 6.564 

SO2    12.260 

SO3    2.040 

Summe der Bauflächen  20.864 

  

Private Verkehrsfläche 305 
Öffentliche Verkehrsflächen incl.  
Ausweichbuchten 5.867 

Private Grünflächen und Hausgarten 4.270 
Fläche der Anschüttung/Böschung, Pflanz-
streifen (nördlich, westlich SO1) 

3.068 

Geltungsbereich 34.374 
 
 
 

11.  Verwirklichung 
 
Die als sonstiges Sondergebiet „Erneuerbare Energien“ SO1, SO2 und SO3 festgesetz-
ten Flächen innerhalb des Geltungsbereichs sind fast ausschließlich im Eigentum des 
Vorhabenträgers. Für die geplante Anschüttung/Anböschung des Geländes wird eine 
kleine Teilfläche des westlich anschließenden Flurstücks Nr. 575 genutzt werden. Dies-
bezüglich gibt es bereits Vereinbarungen mit dem derzeitigen Eigentümer (Baulast). Für 
die Nutzung des kleinen Flurstücks mit der Nr. 569 liegt der Stadt Sigmaringen eine ent-
sprechende Baulastübernahmeerklärung vor. Die öffentliche Straßenfläche zur Anbin-
dung der Biogasanlage an die B 313 ist im Eigentum der Stadt (Flst. Nr. 584). Auf Grund-
lage des Durchführungsvertrags werden vom Vorhabenträger Ausweichbuchten entlang 
der Verkehrsfläche hergestellt und die Fahrbahn ertüchtigt (4,0m Fahrbahn plus beidsei-
tig je 0,5m Bankett). 
 
Während der Erntezeit soll der Transport zur Biogasanlage in der Ablacher Straße im 
Einbahnverkehr geführt werden. Bei den vorliegenden geringen Verkehrsstärken von un-
ter 400 Kfz/h ist ein Begegnungsverkehr von Lkw / Pkw bei verminderter Geschwindig-
keit bei der vorhandenen Fahrbahnbreite von 5,55m möglich. In Abstimmung mit der 
Verkehrsbehörde und der Polizei wurde im Bereich Hauptstraße Laiz eine Fahrbahnbrei-
te von 6,0 m gewählt einschließlich einseitig markiertem Fahrradschutzstreifen. Da es 
sich beim Fahrradschutzstreifen lediglich um eine Markierung handelt, kann diese bei 
Bedarf ausnahmeweise überfahren werden, wenn dabei der Radverkehr nicht gefährdet 
wird. 
 



Vaßen, GEU – Gesellschaft für Energie 
und Umwelt mbH 
23.02.2018 | Kohler, Gold, Schwarz 

Reik Ingenieurgesellschaft mbH 
Infrastruktur und Umwelt 
23.02.2018 | Schn 

Kreisstadt Sigmaringen  
Stadtplanungsamt 

Begründung 

 

Seite 37 von 39 

Der Vorhabenträger beabsichtigt die Erweiterung der Biogasanlage so bald wie möglich 
zu realisieren, um die Versorgung mit (Nah)wärme und elektrischer Energie weiterhin si-
cherstellen und künftig noch erweitern zu können. 
 
 
 

12.  Aufgabe des Gewerbebetriebs 
 
Wenn der Gewerbebetrieb um die Biogasanlage aufgegeben wird, erfolgt die gebotene 
Aufhebung und Änderung der Bauleitpläne gemäß § 1 Abs. 8 i.V.m. § 12 Abs. 6 Satz 3 
BauGB im Verfahren mit vorgeschriebener Öffentlichkeits- und Bürgerbeteiligung. Mit 
Abschluss der Aufhebungsverfahren tritt der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Stehle-
Köberle Biogas GbR“ mit Vorhaben- und Erschließungsplan außer Kraft.  
Dann wird die Wohnnutzung im Bereich des Christelhofs wieder dem landwirtschaftlichen 
Betrieb zugeordnet. Die Rückbauverpflichtung gilt unabhängig vom Fortbestand des Be-
bauungsplans. Dies ist im Durchführungsvertrag geregelt. 
 
 
 

13.  Anlagen, Fachbeiträge, Gutachten und Prognosen  
 

1. Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „ Stehle-Köberle Bi-
ogas GbR“, in Sigmaringen, Gemarkung Laiz, 365° freiraum + Umwelt Kübler – 
Seng – Siemensmeyer, Klosterstraße 1, 88662 Überlingen, 29.05.2015, 
22.04.2016, 23.02.2018. 

2. Standortalternativenprüfung zum vorhabenbezogenen B ebauungsplan „Steh-
le-Köberle-Biogas GbR“ Sondergebiet Erneuerbare Ene rgien am Standort Sig-
maringen-Laiz, GEU – Gesellschaft für Energie und Umwelt mbH, Kappishäuser 
Straße 72, 72581 Dettingen an der Erms, 30.06.2015, 22.04.2016. 

3. Erläuterungsbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungs planverfahren „Steh-
le-Köberle-Biogas GbR“ Standort Sigmaringen-Laiz, GEU – Gesellschaft für 
Energie und Umwelt mbH, Kappishäuser Straße 72, 72581 Dettingen an der Erms, 
29.05.2015, 22.04.2016. 

4. Vorhabenplan „Stehle-Köberle Biogas GbR“, GEU – Gesellschaft für Energie und 
Umwelt mbH, Kappishäuser Straße 72, 72581 Dettingen an der Erms, 05.02.2015, 
29.05.2015, 22.04.2016, 30.08.2017. 

5. Überprüfung von schädlichen Umwelteinwirkungen und Unfällen im Sinne des 
Art. 3 Nr. 13. RICHTLINIE 2012/18/EU DES EUROPÄISCH EN PARLAMENTS 
UND DES RATES vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Un-
fälle mit gefährlichen Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der 
Richtlinie 96/82/EG des Rates. Anforderungen nach § 50 BImSchG für die Biogasan-
lage „Stehle-Köberle GbR“ in Sigmaringen-Laiz, GEU – Gesellschaft für Energie und 
Umwelt mbH, Kappishäuser Straße 72, 72581 Dettingen an der Erms vom 
30.08.2017. 
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6. Geruchsimmissionsprognose für die Erweiterung einer bestehenden Biogasanla-
ge am Standort Sigmaringen-Laiz, Biogasanlage Stehle, GEU – Gesellschaft für 
Energie und Umwelt mbH, Kappishäuser Straße 72, 72581 Dettingen an der Erms,  
Revision B, April 2016, ergänzt 30. August 2017. 

7. Überschlägige Prognose der Geräuschimmissionen im S inne der Nr. A 2.4 TA 
Lärm für die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans in Sigmarin-
gen-Laiz, Biogasanlage Stehle, GEU – Gesellschaft für Energie und Umwelt mbH, 
Kappishäuser Straße 72, 72581 Dettingen an der Erms 
Revision B, April 2016, ergänzt 30. August 2017. 

8. Immissionsprognose zur Stickstoffdeposition  für die Erweiterung einer beste-
henden Biogasanlage am Standort Sigmaringen-Laiz, Biogasanlage Stehle, GEU – 
Gesellschaft für Energie und Umwelt mbH, Kappishäuser Straße 72, 72581 Dettin-
gen an der Erms. Revision B, April 2016, ergänzt 30. August 2017. 

9. Formblatt Natura 2000 – Vorprüfung in Baden-Württem berg , GEU – Gesellschaft 
für Energie und Umwelt mbH, Kappishäuser Straße 72, 72581 Dettingen an der 
Erms, 15.05.2015, 22.04.2016, 30.08.2017. 

10. Schalltechnisches Gutachten zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans „Stehle-Köbele Biogas GbR“, Prognose und Beurteilung von anlagebezo-
genen und öffentlichen Verkehrslärmimmissionen, hoock farny ingenieure, Am Alten 
Viehmarkt 5, 84028 Landshut, 28.05.2015. 

10.1 Schalltechnische Stellungnahme  zum Schreiben des Regierungspräsi-
diums Tübingen vom 17.09.2015, hoock farny ingenieure, Am Alten Viehmarkt 5, 
84028 Landshut, 09.10.2015. 

10.2 Schalltechnische Stellungnahme  zum Schreiben des Herrn Dr. Rechts-
anwalt Hauser vom 14.09.2015, hoock farny ingenieure, Am Alten Viehmarkt 5, 
84028 Landshut, 09.10.2015. 

10.3 Schalltechnisches Gutachten  zur Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans „Stehle-Köbele Biogas GbR“, Prognose und Beurteilung von an-
lagebezogenen und öffentlichen Verkehrslärmimmissionen, hoock farny ingenieu-
re, Am Alten Viehmarkt 5, 84028 Landshut, 28.05.2015, Ergänzung vom 
18.12.2015. 

11. Entwässerungskonzept zum Vorhaben- und Erschließung splan „Stehle-Köbele-
Biogas GbR“ Hydraulische Berechnungen am Standort in 72488 Sigmaringen-Laiz, 
GEU – Gesellschaft für Energie und Umwelt mbH, Kappishäuser Straße 72, 72581 
Dettingen an der Erms, Revision B 30. August 2017. 
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Weitere Regelungen werden im Durchführungsvertrag getroffen. Dieser wurde zwischen 
der Stadt Sigmaringen und dem Vorhabenträger der Stehle-Köberle Biogas GbR, Sigma-
ringen-Laiz vor Satzungsbeschluss abgeschlossen. 
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